3. MAI 2024 - Gesetz zur Festlegung verschiedener Bestimmungen im Bereich Wirtschaft
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Diese deutsche Übersetzung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.



FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST WIRTSCHAFT, KMB, MITTELSTAND UND ENERGIE


3. MAI 2024 - Gesetz zur Festlegung verschiedener Bestimmungen im Bereich Wirtschaft


			PHILIPPE, König der Belgier,

		Allen Gegenwärtigen und Zukünftigen, Unser Gruß!


	Die Abgeordnetenkammer hat das Folgende angenommen und Wir sanktionieren es:


KAPITEL 1 - Allgemeine Bestimmung


	Artikel 1 - Vorliegendes Gesetz regelt eine in Artikel 74 der Verfassung erwähnte Angelegenheit.

	Vorliegendes Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2014/92/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 über die Vergleichbarkeit von Zahlungskontoentgelten, den Wechsel von Zahlungskonten und den Zugang zu Zahlungskonten mit grundlegenden Funktionen.


KAPITEL 2 - Abänderungen des Wirtschaftsgesetzbuches


Abschnitt 1 - Abänderung von Buch I des Wirtschaftsgesetzbuches


	Art. 2 - Artikel I.9 des Wirtschaftsgesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 19. April 2014 und zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 5. November 2023, wird wie folgt abgeändert:

	1. In Nr. 46 werden die Wörter "Nr. 35 Buchstabe c) letzter Satz" durch die Wörter "Nr. 35 Absatz 2" ersetzt.

	2. Nummer 78 wird wie folgt ersetzt:

	"78. Vertriebsbeauftragter:

	a) natürliche Person, die der Leitung eines Kreditvermittlers angehört, oder Angestellter eines solchen Vermittlers, die/der de facto die Verantwortung für Personen trägt, die unmittelbar an der Kreditvermittlung dieses Vermittlers beteiligt sind, und solche Personen kontrolliert,

	b) natürliche Person, die bei einem Kreditgeber de facto die Verantwortung für Personen trägt, die mit der Kreditvermittlung beauftragt sind, oder solche Personen kontrolliert,".


Abschnitt 2 - Abänderungen von Buch V des Wirtschaftsgesetzbuches


	Art. 3 - In Buch V desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 3. April 2013, wird ein Titel 3 mit der Überschrift "Beobachtungsstelle für den pharmazeutischen Sektor" eingefügt:


	Art. 4 - In Titel 3, eingefügt durch Artikel 3, werden Artikel V.15 bis V.17 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

	"Art. V.15 - Beim FÖD Wirtschaft wird eine Beobachtungsstelle für den pharmazeutischen Sektor eingerichtet, deren Auftrag es ist, die Wettbewerbsposition des belgischen pharmazeutischen Sektors zu analysieren und auszuwerten und Empfehlungen dazu abzugeben.

	Art. V.16 - Im Einzelnen ist die Beobachtungsstelle für den pharmazeutischen Sektor beauftragt:

	1. Daten zu sammeln oder sammeln zu lassen, die für die in Artikel V.15 erwähnten Analysen relevant sind,

	2. die gewählte Methodik und die für die Durchführung der Analysen erforderlichen Daten gemäß Artikel V.15 zu validieren,

	3. die in Artikel V.15 erwähnte Analyse der Daten gemäß der gewählten Methodik durchzuführen oder durchführen zu lassen,

	4. die Ergebnisse der Analyse auszuwerten und internationale Vergleiche anzustellen,

	5. Empfehlungen zur Wettbewerbsposition des belgischen pharmazeutischen Sektors abzugeben,

	6. zu bestimmen, welche Angaben veröffentlicht werden können,

	7. dem für Wirtschaft zuständigen Minister über die Ergebnisse der Arbeiten zu berichten.

	Die Beobachtungsstelle organisiert diesen Analysezyklus mindestens einmal alle zwei Jahre.

	Art. V.17 - Der König bestimmt:

	1. das Verwaltungs- und Besoldungsstatut der Mitglieder der Beobachtungsstelle für den pharmazeutischen Sektor,

	2. die Zusammensetzung der Beobachtungsstelle für den pharmazeutischen Sektor,

	3. die Regeln in Bezug auf die Organisation und Arbeitsweise der Beobachtungsstelle für den pharmazeutischen Sektor und die Kontrolle darüber."


Abschnitt 3 - Abänderungen von Buch VI des Wirtschaftsgesetzbuches


	Art. 5 - Artikel VI.46 des Wirtschaftsgesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 21. Dezember 2013 und zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 8. Mai 2022, wird durch einen Paragraphen 6/1 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"§ 6/1 - Wenn ein Vertrag per Telefon geschlossen wird, muss das Unternehmen das Angebot an den Verbraucher bestätigen, der erst gebunden ist, nachdem er das Angebot unterschrieben oder seine Zustimmung auf dauerhaftem Datenträger übermittelt hat, für:

	1. Verträge über die Lieferung von Gas oder Elektrizität, wenn sie nicht in einem begrenzten Volumen oder in einer bestimmten Menge zum Verkauf angeboten werden, es sei denn, die ursprüngliche Laufzeit bleibt unverändert und die wesentlichen Bedingungen ändern sich nicht zum Nachteil des Verbrauchers,

	2. Dienstleistungs- oder Kaufverträge zur regelmäßigen Lieferung von Waren im Rahmen eines vom Unternehmen initiierten Geschäftsprozesses und sofern der Verbraucher noch kein bestehendes Vertragsverhältnis mit dem Unternehmen hat.

	Absatz 1 gilt nicht für Verträge, die in Anwendung von Artikel 108 §§ 2 und 3 des Gesetzes vom 13. Juni 2005 über die elektronische Kommunikation geschlossen werden."


Abschnitt 4 - Abänderungen von Buch VII des Wirtschaftsgesetzbuches


	Art. 6 - In Buch VII Titel 3 desselben Gesetzbuches wird ein Kapitel 1/2 mit der Überschrift "Vergleichbarkeit von Zahlungsinstrumenten und damit verbundenen Entgelten für Unternehmen" eingefügt.


	Art. 7 - In Kapitel 1/2, eingefügt durch Artikel 6, wird ein Artikel VII.4/5 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

	"Art. VII.4/5 - § 1 - Damit Unternehmen im Sinne von Artikel I.8 Nr. 39 im Rahmen von Zahlungen in Euro bei gleichzeitiger körperlicher Anwesenheit des Verbrauchers und des Unternehmens wie in Artikel VI.7/4 vorgesehen eine unabhängige Beurteilung der verschiedenen Arten von Zahlungsinstrumenten und der damit verbundenen Entgelte vornehmen können, haben sie auf nationaler Ebene entgeltfreien Zugang zu einer Website, auf der die verschiedenen Arten von Zahlungsinstrumenten und der damit verbundenen Entgelte verglichen werden.

	Der König kann im Rahmen von Zahlungen in Euro, die von einem Verbraucher an ein Unternehmen im Sinne von Artikel I.8 Nr. 39 geleistet werden, auf Stellungnahme des FÖD Wirtschaft die Liste der Arten von Zahlungsinstrumenten, die auf der Vergleichswebsite aufgeführt werden müssen, erweitern und diese Vergleichswebsite auf Websites für den elektronischen Geschäftsverkehr ausweiten.

	§ 2 - Gemäß § 1 eingerichtete Vergleichswebsites müssen:

	1. unabhängig betrieben werden, wobei sicherzustellen ist, dass alle Unternehmen bei den Suchergebnissen gleich behandelt werden,

	2. ihre Inhaber eindeutig offenlegen,

	3. klare, objektive Kriterien enthalten, auf die sich der Vergleich stützt,

	4. klar und eindeutig formuliert sein,

	5. Informationen bereitstellen und den Zeitpunkt der letzten Aktualisierung angeben,

	6. eine breite Palette an Angeboten verschiedener Arten von Zahlungsinstrumenten und der damit verbundenen Entgelte, die einen wesentlichen Teil des Marktes abdeckt, enthalten und, falls die gebotene Information keine vollständige Marktübersicht darstellt, eine eindeutige diesbezügliche Erklärung geben, bevor sie Ergebnisse anzeigen, und

	7. ein wirksames Verfahren für die Meldung unrichtiger Informationen über veröffentlichte Zahlungsinstrumente und Entgelte vorsehen.

	Der König kann auf Stellungnahme des FÖD Wirtschaft genauere oder weitere Vergleichskriterien in Bezug auf die von einem Zahlungsdienstleister angebotenen verschiedenen Arten von Zahlungsinstrumenten und die damit verbundenen Entgelte auferlegen.

	§ 3 - Der FÖD Wirtschaft ist mit Entwicklung und Betrieb der in § 1 erwähnten Vergleichswebsite beauftragt.

	Zahlungsdienstleister stellen dem FÖD Wirtschaft die für die Ausübung dieses Auftrags erforderlichen Informationen zur Verfügung.

	Die Modalitäten der Übermittlung von Informationen durch die Zahlungsdienstleister an den FÖD Wirtschaft werden vom König festgelegt."


	Art. 8 - Artikel VII.57 desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 19. April 2014 und abgeändert durch die Gesetze vom 22. Dezember 2017 und 9. Februar 2024, wird wie folgt abgeändert:

	1. In § 2 Absatz 1 werden zwischen den Wörtern "in einem Mitgliedstaat" und den Wörtern "hat Anrecht auf die Basisbankdienstleistung" die Wörter "oder jeder Verbraucher mit belgischer Staatsangehörigkeit, der außerhalb eines Mitgliedstaats wohnt und vor weniger als zehn Jahren aus dem belgischen Bevölkerungsregister gestrichen worden ist," eingefügt.

	2. Paragraph 2 Absatz 2 wird aufgehoben.

	3. Der Artikel wird durch einen Paragraphen 6 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"§ 6 - Vorliegender Abschnitt ist ebenfalls auf Verbraucher mit belgischer Staatsangehörigkeit anwendbar, die außerhalb eines Mitgliedstaats wohnen und vor weniger als zehn Jahren aus dem belgischen Bevölkerungsregister gestrichen worden sind."


	Art. 9 - Artikel VII.58 desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 19. April 2014, ersetzt durch das Gesetz vom 22. Dezember 2017 und abgeändert durch das Gesetz vom 20. September 2018, wird wie folgt abgeändert:

	1. In Absatz 1 werden die Wörter "eines vom Kreditinstitut auf Papier oder elektronisch bereitgestellten Formulars auf einem dauerhaften Datenträger an das Kreditinstitut" durch die Wörter "an das Kreditinstitut eines Formulars, das vom Kreditinstitut elektronisch und gegebenenfalls, wenn das Kreditinstitut über einen physischen Bürostandort verfügt, wo der Verbraucher das Antragsformular hinterlegen kann, auf Papier bereitgestellt wird" ersetzt.

	2. Der Artikel wird durch drei Absätze mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"Das Formular ist jederzeit verfügbar und für Verbraucher, einschließlich für Nichtkunden, in elektronischer Form auf der Website des Kreditinstituts leicht zugänglich.

	Verfügt das Kreditinstitut über einen physischen Bürostandort, wo der Verbraucher das Antragsformular hinterlegen kann, wird das Formular Verbrauchern - einschließlich Nichtkunden, die keinen Termin vereinbart haben - gegebenenfalls in den Verbrauchern zugänglichen Geschäftsräumen des Kreditinstituts während der Öffnungszeiten des Instituts bereitgestellt. Das Formular wird Verbrauchern außerdem auf einfache Anfrage unentgeltlich in Papierform oder auf einem anderen dauerhaften Datenträger ausgehändigt.

	Auf einfache Anfrage des Verbrauchers hilft ihm das Kreditinstitut beim Ausfüllen des Antragsformulars."


	Art. 10 - In Artikel VII.59 § 2 Absatz 1 desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 19. April 2014 und ersetzt durch das Gesetz vom 22. Dezember 2017, wird Nr. 4 wie folgt ersetzt:

	"4. Der Verbraucher erfüllt nicht mehr die in Artikel VII.57 § 2 Absatz 1 erwähnten Wohnortsbedingungen."


	Art. 11 - In Artikel VII.59/3 Absatz 1 desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 22. Dezember 2017, wird zwischen den Wörtern "zumindest auf Papier" und den Wörtern "in den öffentlich zugänglichen Geschäftsräumen" das Wort "jederzeit" eingefügt.


	Art. 12 - Artikel VII.59/4 desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 8. November 2020 und zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 9. Februar 2024, wird wie folgt abgeändert:

	1. Paragraph 1 Absatz 2 wird wie folgt ersetzt:

	"Neben den in Absatz 1 erwähnten Unternehmen ist vorliegender Abschnitt auch auf diplomatische Missionen anwendbar, die auf belgischem Staatsgebiet gelegen sind. In vorliegendem Abschnitt sind unter "diplomatischen Missionen" diplomatische Missionen im Sinne des Wiener Übereinkommens vom 18. April 1961 über diplomatische Beziehungen, konsularischen Vertretungen im Sinne des Wiener Übereinkommens vom 24. April 1963 über konsularische Beziehungen, ständige Vertretungen der Mitgliedstaaten bei der Europäischen Union oder bei der Nordatlantikvertragsorganisation und Vertretungen von Drittstaaten bei der Europäischen Union oder bei der Nordatlantikvertragsorganisation zu verstehen."

	2. Paragraph 1 Absatz 3 wie folgt ersetzt:

	"Neben den in Absatz 1 erwähnten Unternehmen ist vorliegender Abschnitt auch auf Miteigentümervereinigungen im Sinne von Artikel 3.86 des Zivilgesetzbuches anwendbar, die nicht in der Zentralen Datenbank der Unternehmen eingetragen sind."

	3. Paragraph 2 Absatz 2 wird wie folgt ersetzt:

	"Die Basisbankdienstleistung wird - für die in Artikel I.9 Nr. 1 Buchstabe a), b) und c) erwähnten Dienste - über ein Zahlungskonto in Euro oder - für die in Artikel I.9 Nr. 1 Buchstabe c) erwähnten Dienste und auf Wunsch des Unternehmens oder der diplomatischen Mission - über ein Zahlungskonto in US-Dollar oder anderen Währungen angeboten, sofern dies Teil der üblichen Geschäftspraktiken des Kreditinstituts ist. Miteigentümervereinigungen im Sinne von Artikel 3.86 des Zivilgesetzbuches müssen im Rahmen ihrer in Artikel 3.86 § 3 Absatz 5 des Zivilgesetzbuches erwähnten Verpflichtungen über zwei Zahlungskonten in Euro verfügen."

	4. In § 3 Absatz 2 wird das Wort "Anschließend" durch das Wort "Außerdem" ersetzt.

	5. Paragraph 3 Absatz 4 wird wie folgt ersetzt:

	"Nachdem die Kammer für Basisbankdienstleistungen den Antrag für zulässig erklärt hat, übermittelt sie ihn dem Büro für die Verarbeitung finanzieller Informationen, eingerichtet durch das Gesetz vom 18. September 2017 zur Verhinderung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung und zur Beschränkung der Nutzung von Bargeld. Die Kammer für Basisbankdienstleistungen untersucht anschließend den Antrag unter dem Gesichtspunkt der Verweigerungsgründe, die der König im Rahmen der Verstärkung der Bekämpfung von Betrug, Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung und im Rahmen der Einhaltung von Finanzsanktionen durch einen im Ministerrat beratenen Erlass festgelegt hat.

	6. Paragraph 3 Absatz 5 wird wie folgt ersetzt:

	"Die Kammer für Basisbankdienstleistungen bestimmt spätestens sechzig Kalendertage, nachdem die Antragsakte als zulässig und vollständig angesehen werden kann, als Anbieter der Basisbankdienstleistung ein in Belgien ansässiges Kreditinstitut auf verteilte Weise aus der Liste der systemrelevanten Institute wie in Artikel 3 Absatz 1 Nr. 29 des Gesetzes vom 25. April 2014 über den Status und die Kontrolle der Kreditinstitute erwähnt - in den Artikeln 36/1 Nr. 13 und 25 und 36/26/1 §§ 4 und 6 des Gesetzes vom 22. Februar 1998 zur Festlegung des Grundlagenstatuts der Belgischen Nationalbank erwähnte Institute ausgenommen -, das in Artikel I.9 Nr. 1 Buchstabe a), b) und c) erwähnte Zahlungsdienste an Unternehmen erbringt; dieses Institut ist verpflichtet, dem antragstellenden Unternehmen oder der antragstellenden diplomatischen Mission die Basisbankdienstleistung anzubieten, es sei denn, bei dem Unternehmen oder der diplomatischen Mission liegt einer der in Absatz 4 erwähnten Verweigerungsgründe vor. Liegt bei dem Unternehmen oder der diplomatischen Mission einer der Verweigerungsgründe vor, lehnt die Kammer für Basisbankdienstleistungen die Bestimmung eines Anbieters der Basisbankdienstleistung ab."

	7. In § 3 Absatz 6 wird der Satz "Spätestens im Monat nach dem Monat, in dem die Antragsakte als vollständig angesehen werden kann, bestimmt die Kammer für Basisbankdienstleistungen den in Frage kommenden Anbieter der Basisbankdienstleistung; solche Bestimmungen werden über die Institute verteilt." aufgehoben.

	8. In § 5 Absatz 5 werden zwischen den Wörtern in "US-Dollar" und dem Wort "angeboten" die Wörter "oder einer anderen Währung" eingefügt.


	Art. 13 - In Artikel VII.59/5 desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 8. November 2020 und zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 9. Februar 2024, wird zwischen Absatz 3 und Absatz 4 ein Absatz mit folgendem Wortlaut eingefügt:

	"Im Rahmen der Prüfung der Verweigerungsgründe gemäß Artikel VII.59/4 § 3 Absatz 4 enthält das Antragsformular bei Unternehmen außerdem einen Auszug aus dem Strafregister auf den Namen des Unternehmens, der Mitglieder des gesetzlichen Verwaltungsorgans und der mit der tatsächlichen Geschäftsleitung beauftragten Personen, der nicht älter als drei Monate sein darf."


	Art. 14 - Artikel VII.59/6 desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 8. November 2020 und abgeändert durch die Gesetze vom 25. September 2022 und 5. November 2023, wird wie folgt abgeändert:

	1. Paragraph 2 wird durch einen Absatz mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"Außerdem werden außergerichtliche Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren, zu denen das Unternehmen und die diplomatische Mission zur Anfechtung des Beschlusses Zugang haben, und für Unternehmen insbesondere vollständige Bezeichnung, Anschrift, Telefonnummer und elektronische Adresse des Ombudsdienstes für Finanzdienstleistungen und der zuständigen Aufsichtsbehörde beim FÖD Wirtschaft angegeben."

	2. Paragraph 3 wird durch einen Absatz mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"Außerdem werden außergerichtliche Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren, zu denen das Unternehmen und die diplomatische Mission zur Anfechtung des Beschlusses Zugang haben, und für Unternehmen insbesondere vollständige Bezeichnung, Anschrift, Telefonnummer und elektronische Adresse des Ombudsdienstes für Finanzdienstleistungen und der zuständigen Aufsichtsbehörde beim FÖD Wirtschaft angegeben."

	3. [Abänderung des französischen Textes der Paragraphen 2 und 3]


	Art. 15 - In Artikel VII.59/7 § 2 desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 8. November 2020 und abgeändert durch das Gesetz vom 25. September 2022, werden die Wörter "und dem Büro für die Verarbeitung finanzieller Informationen" aufgehoben.


	Art. 16 - Artikel VII.59/9 desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 25. September 2022 und abgeändert durch das Gesetz vom 9. Februar 2024, wird wie folgt abgeändert:

	1. In § 2 Absatz 1 werden im einleitenden Satz die Wörter "Absatz 2 und 3" durch die Wörter "Absatz 2 bis 4" ersetzt.

	2. Paragraph 5 Absatz 3 wird wie folgt ersetzt:

	"Das Büro für die Verarbeitung finanzieller Informationen erhält im Rahmen der Erfüllung seines gesetzlichen Auftrags die Daten, die im Rahmen eventueller laufender Untersuchungen erforderlich sind."


	Art. 17 - Artikel VII.145 desselben Gesetzbuches, ersetzt durch das Gesetz vom 22. April 2016, wird wie folgt abgeändert:

	1. Absatz 3 wird wie folgt ersetzt:

	"Die in Absatz 2 aufgezählten Änderungen können nicht durch eine Refinanzierung im Sinne von Artikel I.9 Nr. 53/1 und 53/2 vorgenommen werden. Der König kann durch einen im Ministerrat beratenen Erlass die in Absatz 2 erwähnten Änderungen ergänzen."

	2. In Absatz 4 werden die Wörter "ein Kreditangebot vor, das" durch die Wörter "auf einem dauerhaften Datenträger einen Zusatzvertrag vor, durch den das Einverständnis der Parteien über den Inhalt nachgewiesen wird und der" ersetzt.

	3. In Absatz 6 werden die Wörter "das Kreditangebot angenommen hat. Der Kreditgeber verweist in seinem Angebot" durch die Wörter "den Zusatzvertrag auf dauerhaftem Datenträger, durch den das Einverständnis der Parteien über den Inhalt nachgewiesen wird, angenommen hat. Der Kreditgeber verweist in dem Vertrag" ersetzt.


	Art. 18 - In Artikel VII.147 desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 19. April 2014 und ersetzt durch das Gesetz vom 22. April 2016, wird ein Paragraph 1/1 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

	"§ 1/1 - Eine bedingte Ermäßigung, die die Kreditkosten und insbesondere den Sollzinssatz betrifft und die im Rahmen eines Bündelungsgeschäfts gewährt wird, ist nur für eine der in Artikel VII.146 § 1 Absatz 2 erwähnten Versicherungen - ohne dass es sich dabei notwendigerweise um einen Zusatzvertrag handelt - und für ein Zahlungskonto wie in Artikel I.9 Nr. 8 bestimmt erlaubt.

	Die bedingte Ermäßigung wird für jede Bedingung getrennt angeboten und im Kreditvertrag angegeben.

	Der Kreditgeber oder gegebenenfalls der Kreditvermittler darf dem Verbraucher bei Abschluss des Kreditvertrags keinen Vermittler für den bestimmten Anbieter vorschreiben, um bei einem Bündelungsgeschäft die bedingte Ermäßigung behalten zu können.

	Bei einer bedingten Ermäßigung ist der Kreditgeber verpflichtet, den ermäßigten Zinssatz des Kreditvertrags ohne zusätzliche Kosten beizubehalten, falls der Verbraucher von seinem Recht Gebrauch macht, zu einem anderen Anbieter seiner Wahl zu wechseln:

	1. nach Ablauf des ersten Drittels der Laufzeit des Kreditvertrags,

	2. vor Ablauf des ersten Drittels der Laufzeit des Kreditvertrags, wenn während dieses Zeitraums:

	a) der Versicherer eine Tariferhöhung vornimmt, wobei die Anwendung des ABEX-Indexes auf den Versicherungswert keine Tariferhöhung im Sinne der vorliegenden Bestimmung darstellt,

	b) die in Absatz 1 erwähnte Versicherung nach Eintritt eines Schadensfalls gekündigt wird,

	c) der Verbraucher im Rahmen eines Kontowechsel-Services gemäß Buch VII Titel 3 Kapitel 9/1 den Rahmenvertrag für sein Zahlungskonto, der Teil des Bündelungsgeschäfts ist, das zu der bedingten Ermäßigung geführt hat, beendet.

	Die in Absatz 4 erwähnte Laufzeit des Kreditvertrags betrifft die bei Unterzeichnung des Kreditvertrags ursprünglich vereinbarte Laufzeit.

	Der Verbraucher behält den Lastschriftauftrag bei, der die Zahlung der Beträge einer Rate zu den Fälligkeitsterminen seines Kreditvertrags sicherstellt, wenn dies eine Bedingung des Kreditvertrags ist.

	Im Kreditvertrag ist angegeben, ab wann der Verbraucher den Anbieter der einzelnen Versicherungen und des Zahlungskontos, die Teil des in Absatz 4 erwähnten Bündelungsgeschäfts sind, wechseln kann, ohne dass der ermäßigte Zinssatz verloren geht.

	Der Kreditgeber ist verpflichtet, während der Laufzeit des Kreditvertrags auf einfache Anfrage des Verbrauchers das genaue Datum des ersten Drittels der in Absatz 4 erwähnten Laufzeit des Kreditvertrags mitzuteilen.

	Die in Absatz 7 erwähnte Angabe und die in Absatz 8 erwähnte Verpflichtung des Kreditgebers sind in klarer, prägnanter Form neben dem in Absatz 4 erwähnten ermäßigten Tarif anzubringen."


	Art. 19 - In Artikel VII.181 desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 19. April 2014 und zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 8. Mai 2022, wird § 7, aufgehoben durch das Gesetz vom 26. Oktober 2015, mit folgendem Wortlaut wieder aufgenommen:

	"§ 7 - Haben Hypothekarkreditvermittler Kenntnis von Sachverhalten, die Zweifel in Bezug auf die Einhaltung der durch vorliegendes Kapitel vorgesehenen Eintragungsbedingungen bei einem Vermittlungsvertreter aufkommen lassen, auf den sie zurückgreifen oder zurückgegriffen haben, teilen sie diese Sachverhalte der FSMA unverzüglich mit.

	Hypothekarkreditvermittler informieren ebenfalls die FSMA, wenn ihnen bekannt ist, dass jemand als Kreditvermittler auftritt, ohne in dem durch vorliegendes Buch vorgesehenen Register eingetragen zu sein."


	Art. 20 - Artikel VII.187 § 1 desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 19. April 2014 und zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 8. Mai 2022, wird wie folgt abgeändert:

	1. In Nr. 7 werden zwischen den Wörtern "die sie in Ausführung des vorliegenden Kapitels" und dem Wort "vornimmt" die Wörter "oder einer anderen Gesetzes- oder Verordnungsbestimmung, deren Aufsicht sie gewährleistet," eingefügt.

	2. Der Paragraph wird durch eine Nr. 8 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"8. Sie halten gegebenenfalls die Bestimmungen von Artikel XV.18/1 ein."


Abschnitt 5 - Abänderungen von Buch VIII des Wirtschaftsgesetzbuches


	Art. 21 - Artikel VIII.4 desselben Gesetzbuches wird wie folgt abgeändert:

	a) Nummer 11 wird wie folgt ersetzt:

	"11. Zentralisierung der Registrierung von Sachverständigen,“.

	b) Der Artikel wird durch Nummern 12 bis 15 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"12. Unterstützung von Vornormungsmaßnahmen, die auf die Weiterentwicklung des technischen und wissenschaftlichen Wissens in den zu normenden Bereichen abzielen,

	13. Unterstützung von Nachnormungmaßnahmen, die darauf abzielen, KMB die Nutzung von Normen zu erleichtern,

	14. Unterstützung von Maßnahmen, die darauf abzielen, KMB für die Normung zu sensibilisieren und sie über geltende und geplante Normen zu informieren,

	15. Ausführung von anderen Aufgaben in Zusammenhang mit Normung, die der König ihm durch einen im Ministerrat beratenen Erlass aufträgt."

	c) Der Artikel wird durch einen Absatz 2 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"Der König legt den Rahmen für die in Absatz 1 Nr. 12, 13 und 14 erwähnten Unterstützungsaufträge durch einen im Ministerrat beratenen Erlass fest."


	Art. 22 - Artikel VIII.7 desselben Gesetzbuches wird wie folgt ersetzt:

	"Art. VIII.7 - Das Amt setzt alles daran, damit die wichtigsten interessierten Kreise in den Normungsausschüssen vertreten sind. Zu diesem Zweck kann der König:

	1. Kategorien von interessierten Kreisen festlegen, deren Beteiligung gefördert oder deren Zugang zu den Normen erleichtert werden soll,

	2. Organisationen anerkennen, die zu den in Nr. 1 erwähnten interessierten Kreisen gehören,

	3. spezifische Bestimmungen festlegen, um die Beteiligung der in Nr. 1 und 2 erwähnten interessierten Kreise zu fördern und ihnen den Zugang zu den Normen zu erleichtern.

	Das Amt ist damit beauftragt, den Normungsausschüssen und sektoralen Normungsstellen technische und wirtschaftliche Informationen bereitzustellen, über die es verfügt und die für ihre Arbeit notwendig sind."


	Art. 23 - Artikel VIII.10 § 2 desselben Gesetzbuches, abgeändert durch das Gesetz vom 25. September 2022, wird durch eine Nr. 6 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"6. eine Finanzierung zu Lasten des föderalen Haushaltsplans, die auf die Haushaltsmittel des FÖD Wirtschaft angerechnet wird, um die Durchführung der in Artikel VIII.4 Absatz 1 Nr. 12, 13 und 14 erwähnten Unterstützungsaufträge zu ermöglichen."


Abschnitt 6 - Abänderungen von Buch X des Wirtschaftsgesetzbuches


	Art. 24 - In Buch X desselben Gesetzbuches wird ein Titel 5 mit der Überschrift "Begutachtungskommission für Handelsvertriebsverträge" eingefügt.


	Art. 25 - In Titel 5, eingefügt durch Artikel 24, wird ein Artikel X.62 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

	"Art. X.62 - Der König setzt eine Begutachtungskommission für Handelsvertriebsverträge ein, in vorliegendem Titel "Begutachtungskommission" genannt, die sich aus einer gleichen Vertretung von Organisationen, die die Interessen der beiden Hauptparteien eines Vertriebsvertrags vertreten, aus Mitgliedern des Föderalen Öffentlichen Dienstes Wirtschaft, KMB, Mittelstand und Energie und aus Sachverständigen für Vertriebsverträge zusammensetzt.

	Die Begutachtungskommission hat als Auftrag, zu allen Fragen Stellung zu nehmen, die die in vorliegendem Buch erwähnten Verträge betreffen.

	Entwürfe zur Abänderung des vorliegenden Buches und Entwürfe von Königlichen Erlassen, die vorliegendes Buch als gesetzliche Grundlage haben, werden von dem für Wirtschaft beziehungsweise für KMB zuständigen Minister der Begutachtungskommission zur Stellungnahme vorgelegt.

	Die Begutachtungskommission übermittelt ihre Stellungnahmen unmittelbar nach deren Annahme dem Zentralen Wirtschaftsrat, dem für Wirtschaft zuständigen Minister und dem für KMB zuständigen Minister.

	Der Zentrale Wirtschaftsrat kann eine Stellungnahme annehmen, die die Stellungnahme der Begutachtungskommission kommentiert oder ergänzt. Zu diesem Zweck kann er insbesondere die Mitglieder der Begutachtungskommission für Handelsvertriebsverträge anhören.

	Die Begutachtungskommission veröffentlicht ihre Stellungnahmen, nachdem ihr die Stellungnahme des Zentralen Wirtschaftsrats notifiziert wurde.

	In Abweichung von Absatz 6 kann die Begutachtungskommission bei Ausbleiben einer Notifizierung seitens des Zentralen Wirtschaftsrates, dass ihre Stellungnahme behandelt wird, nach Ablauf einer Frist von einem Monat ab dem Tag nach dem Tag der Übermittlung ihrer Stellungnahme an den Zentralen Wirtschaftsrat ihre Stellungnahme veröffentlichen. Diese Frist wird um einen Monat verlängert, wenn der Zentrale Wirtschaftsrat seine Absicht notifiziert, die Stellungnahme der Begutachtungskommission zu kommentieren oder zu ergänzen."


Abschnitt 7 - Abänderungen von Buch XV des Wirtschaftsgesetzbuches


	Art. 26 - In Artikel XV.3 Nr. 1 Absatz 5 desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 20. November 2013 und abgeändert durch das Gesetz vom 30. Juli 2018, werden die Wörter "die Haussuchung" durch die Wörter "den Besuch in bewohnten Räumlichkeiten" ersetzt.


	Art. 27 - Artikel XV.5 desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 20. November 2013 und abgeändert durch das Gesetz vom 26. Oktober 2015, wird wie folgt abgeändert:

	1. In § 5 werden die Wörter "oder durch Einstellung der Strafverfolgung durch die Staatsanwaltschaft" aufgehoben.

	2. Paragraph 5 wird durch folgenden Satz ergänzt:

	"Bei Einstellung der Strafverfolgung durch die Staatsanwaltschaft wird die in Artikel XV.60/1 § 1 Nr. 2 erwähnte administrative Verfolgung immer eingeleitet."



	3. Ein § 6 mit folgendem Wortlaut wird eingefügt:

	"§ 6 - Die Beschlagnahme oder Versiegelung wird von Rechts wegen aufgehoben, wenn die in Artikel XV.60/4 erwähnten Bediensteten eine Entscheidung getroffen haben:

	1. zur Einstellung des Verfahrens wie in Artikel XV.60/2 Absatz 1 erwähnt,

	2. zur Schuldigerklärung wie in Artikel XV.60/2 Absatz 1 erwähnt oder zur Auferlegung einer administrativen Geldbuße, sofern nicht innerhalb dreißig Tagen nach Ablauf der in Artikel XV.60/15 erwähnten Klagefrist das in Artikel XV.30/1 § 1/1 erwähnte Verfahren angewandt wird.“


	Art. 28 - In Artikel XV.16 Absatz 3 desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 21. Dezember 2013, werden die Wörter "der von ihm zu diesem Zweck bestellte Bedienstete" durch die Wörter "der in Artikel XV.2 erwähnte Bedienstete" ersetzt.


	Art. 29 - In Artikel XV.18/1 Absatz 3 desselben Gesetzbuches, ersetzt durch das Gesetz vom 8. Mai 2022, werden zwischen den Wörtern "in der von ihr festgelegten Frist" und den Wörtern "alle Auskünfte erteilen" die Wörter "und gemäß den von ihr festgelegten Modalitäten" eingefügt.


	Art. 30 - In Artikel XV.30/1 desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 19. April 2014 und abgeändert durch das Gesetz vom 30. Juli 2018, wird ein Paragraph 1/1 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

	"§ 1/1 - Wenn im Rahmen eines Verfahrens der administrativen Verfolgung wie in Artikel XV.60/1 § 1 Nr. 2 erwähnt festgestellt wurde, dass in Ausführung von Artikel XV.5 oder XV.23 beschlagnahmte Güter einen Verstoß gegen Artikel XV.103 bilden und keine Einstellung des Verfahrens erfolgt ist, setzen die in Artikel XV.60/4 erwähnten Bediensteten innerhalb dreißig Tagen nach Ablauf der in Artikel XV.60/15 erwähnten Klagefrist die Staatsanwaltschaft davon in Kenntnis. Innerhalb sechzig Tagen nach Erhalt dieser Notifizierung ordnet die Staatsanwaltschaft in der in Artikel XV.25/3 erwähnten Weise die Vernichtung der Güter oder ihre Rückgabe an den Eigentümer, Inhaber oder Empfänger an."


	Art. 31 - Artikel XV.31/2 desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 19. April 2014, aufgehoben durch das Gesetz vom 29. Juni 2016, wieder aufgenommen durch das Gesetz vom 29. September 2020 und abgeändert durch das Gesetz vom 5. November 2023, wird wie folgt abgeändert:

	1. In § 2 werden zwischen den Wörtern "zugunsten der Verbraucher" und den Wörtern ", die von den in Artikel XV.2 § 1 erwähnten mutmaßlichen Verstößen" die Wörter "und/oder anderer Unternehmen" und zwischen den Wörtern "um den von diesen Verstößen betroffenen Verbrauchern" und den Wörtern "angemessene Abhilfe anzubieten" die Wörter "und/oder Unternehmen" eingefügt 

	2. In § 3 Absatz 2 werden zwischen den Wörtern "für die geschädigten Verbraucher" und den Wörtern "Abhilfe geschaffen worden ist" die Wörter "und/oder Unternehmen" eingefügt.


	Art. 32 - Artikel XV.60/7 Absatz 1 desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 29. September 2020, wird durch eine Nr. 7 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"7. dass der Zuwiderhandelnde unbeschadet der Tatsache, dass dies bereits gemäß Artikel XVV.31/2 erfolgte, Zusagen zur Einstellung des Verstoßes machen kann und, wo dies relevant ist, den Verbrauchern und/oder Unternehmen, die infolge der in Artikel XV.2 § 1 erwähnten mutmaßlichen Verstöße einen Schaden erlitten haben oder erleiden, zusätzlich gemäß dem in Artikel XV.60/9/1 erwähnten Verfahren angemessene Abhilfezusagen anbieten kann."


	Art. 33 - In Buch XV Titel 1/2 Kapitel 2 desselben Gesetzbuches wird ein Artikel XV.60/9/1 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

	"Art. XV.60/9/1 - § 1 - Wenn der Zuwiderhandelnde im Rahmen der Vorbringung seiner Verteidigungsmittel wie in Artikel XV.60/7 vorgesehen Zusagen zur Einstellung der in Artikel XV.2 § 1 erwähnten mutmaßlichen Verstöße macht und/oder den Verbrauchern und/oder Unternehmen, die infolge der in Artikel XV.2 § 1 erwähnten mutmaßlichen Verstöße einen Schaden erlitten haben oder erleiden, angemessene Abhilfe anbietet, können die in Artikel XV.60/4 erwähnten Bediensteten diese Zusagen akzeptieren. Zu diesem Zeitpunkt unterrichten sie den Zuwiderhandelnden ebenfalls über die Auswirkungen, die die Einstellung der mutmaßlichen Verstöße oder die Abhilfe auf die Entscheidung zur Auferlegung einer administrativen Geldbuße haben kann.

	§ 2 - Lehnen die in Artikel XV.60/4 erwähnten Bediensteten die Abhilfezusage ab, unterrichten sie den Zuwiderhandelnden einmalig über zusätzliche Maßnahmen, die dieser ergreifen kann, um die mutmaßlichen Verstöße einzustellen, und/oder über die Abhilfe, die er im Interesse der Verbraucher und/oder Unternehmen anbieten kann, die infolge der in Artikel XV.2 § 1 erwähnten mutmaßlichen Verstöße einen Schaden erlitten haben oder erleiden, bevor sie eine Entscheidung zur Auferlegung einer administrativen Geldbuße treffen. Zu diesem Zeitpunkt unterrichten sie den Zuwiderhandelnden ebenfalls über die Auswirkungen, die diese zusätzlichen Maßnahmen auf die Entscheidung zur Auferlegung einer administrativen Geldbuße haben kann. Diese Bediensteten legen eine Frist von mindestens fünfzehn Tagen fest, innerhalb deren der Zuwiderhandelnde eine neue Zusage vorlegen kann.

	§ 3 - In den Paragraphen 1 und 2 erwähnte Zusagen können, sofern sie von den in Artikel XV.60/4 erwähnten Bediensteten akzeptiert worden sind, auf der Website des FÖD Wirtschaft öffentlich bekannt gegeben werden, um Verbraucher und Unternehmen von den Praktiken des Zuwiderhandelnden in Kenntnis zu setzen oder sie darüber zu informieren oder um künftige Verstöße des Unternehmens zu verhindern. In diesem Rahmen können die in Artikel XV.60/4 erwähnten Bediensteten auch Identifizierungsdaten des Zuwiderhandelnden und Angaben zu den festgestellten Verstößen, den zugrunde liegenden Praktiken und den zur Begehung dieser Verstöße verwendeten Mitteln öffentlich bekannt geben. Adressen dürfen nur öffentlich bekannt gegeben werden, wenn der Zuwiderhandelnde dort nicht seinen Wohnsitz hat.

	Bevor die in Artikel XV.60/4 erwähnten Bediensteten eine öffentliche Bekanntmachung vornehmen, informieren sie das Unternehmen vorab über die Absicht, die in den Paragraphen 1 und 2 erwähnten Zusagen bekannt zu geben, und über die Möglichkeit des Unternehmens, sich dem zu widersetzen. Die in Absatz 1 erwähnte Bekanntmachung kann nur erfolgen, wenn innerhalb einer Frist von fünf Werktagen keine mit Gründen versehene Reaktion des Unternehmens eingegangen ist oder das Unternehmen keine angemessene Begründung gegeben hat, weshalb es sich der Bekanntmachung widersetzt.

	Eine Zusage, die öffentlich bekannt gegeben wird, erscheint höchstens ein Jahr lang nach der öffentlichen Bekanntmachung auf der Website des FÖD Wirtschaft und ist dort für jeden Bürger zugänglich. Personenbezogene Daten im Sinne von Artikel 4 Nr. 1 der Datenschutz-Grundverordnung, die in der öffentlichen Bekanntmachung aufgenommen werden, werden jedoch nur so lange auf der Website angegeben, wie dies gemäß den in Absatz 1 erwähnten Zwecken erforderlich ist, dies für eine maximale Dauer von einem Jahr.

	§ 4 - Die in Artikel XV.60/4 erwähnten Bediensteten können die in Artikel XV.2 erwähnten Bediensteten ersuchen, die Einhaltung der Zusagen zu überprüfen und diesbezüglich Protokolle zu erstellen wie in Artikel XV.2 § 2 erwähnt."


	Art. 34 - In Artikel XV.60/12 Nr. 6 desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 29. September 2020, werden die Wörter "der Artikel XV.5/1 § 1 oder XV.31/2/1" durch die Wörter "der Artikel XV.5/1 § 1, XV.31/2, XV.31/2/1 oder XV.60/9/1" ersetzt.


	Art. 35 - In Buch XV Titel 1/2 Kapitel 7 desselben Gesetzbuches wird ein Artikel XV.60/23 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

	"Art. XV.60/23 - § 1 - Unbeschadet des Artikels XV.60/21 können die in Artikel XV.60/4 erwähnten Bediensteten die Entscheidung zur Auferlegung einer administrativen Geldbuße, zur Schuldigerklärung oder zur Einstellung der Strafverfolgung ohne Angabe des Namens immer folgenden Personen und Stellen zur Kenntnis bringen:

	1. dem Minister oder Staatssekretär, der für die in der Entscheidung erwähnten Rechtsvorschriften zuständig ist,

	2. dem Ombudsdienst für Verbraucher, sofern es sich um Rechtsvorschriften handelt, bei denen eine außergerichtliche Beilegung verbraucherrechtlicher Streitigkeiten möglich ist,

	3. dem Besonderen Beratungsausschuss "Verbraucherschutz", soweit die Entscheidungen für die Abgabe von Stellungnahmen relevant sind,

	4. anderen öffentlichen Diensten und Einrichtungen, soweit sie Stellungnahmen abgeben oder für die in der Entscheidung erwähnten Rechtsvorschriften zuständig sind,

	5. den europäischen Einrichtungen, sofern die Entscheidungen europäische Verordnungen oder nationale Rechtsvorschriften betreffen, die der Umsetzung europäischer Richtlinien dienen.

	§ 2 - Unbeschadet des Artikels XV.60/21 können die in Artikel XV.60/4 erwähnten Bediensteten die Entscheidung zur Auferlegung einer administrativen Geldbuße, zur Schuldigerklärung oder zur Einstellung der Strafverfolgung vollständig und unter Angabe des Namens folgenden Stellen zur Kenntnis bringen:

	1. dem Dienst der in Artikel XV.2 erwähnten Bediensteten, die das Protokoll erstellt haben, um sie über die weiteren Maßnahmen im Anschluss an das Protokoll zu informieren,

	2. der Staatsanwaltschaft, um sie über die weiteren Maßnahmen im Anschluss an ein Protokoll und über die gegenüber Personen oder Unternehmen auferlegten Verwaltungssanktionen zu informieren und eine doppelte Bestrafung zu vermeiden,

	3. anderen öffentlichen Diensten und Einrichtungen, wenn dies für Ermittlung, Verfolgung und Ahndung von Verstößen gegen Rechtsvorschriften, die in deren Zuständigkeiten fallen, erforderlich ist,

	4. ausländischen Behörden, gegebenenfalls im Rahmen oder unter Beachtung der europäischen Richtlinien und Verordnungen, wenn dies für Ermittlung, Verfolgung und Ahndung von Verstößen gegen Rechtsvorschriften, die in deren Zuständigkeiten fallen, erforderlich ist.

	§ 3 - Unbeschadet des Artikels XV.60/21 können die in Artikel XV.60/4 erwähnten Bediensteten auf Antrag Interessehabenden, insbesondere geschädigten Verbrauchern und Unternehmen sowie Vereinigungen zur Verteidigung der Verbraucherinteressen und Vereinigungen oder Verbände zur Verteidigung der Unternehmensinteressen, kurze Informationen über die Entscheidung zur Auferlegung einer administrativen Geldbuße, zur Schuldigerklärung oder zur Einstellung der Strafverfolgung erteilen. Damit sollen Verbraucher und Unternehmen über die weiteren Schritte im Anschluss an ihre etwaige Meldung informiert werden und soll ihnen die Möglichkeit geboten werden, zusätzliche gerichtliche oder außergerichtliche Maßnahmen zu ergreifen.

	Die in Absatz 1 erwähnten kurzen Informationen umfassen höchstens die Identifizierungsdaten des Zuwiderhandelnden, Angaben zu den festgestellten Verstößen, die der Entscheidung zugrunde liegen, die zugrunde liegenden Praktiken, die Höhe der Geldbuße und die Angabe, ob Klage eingereicht worden ist oder nicht.

	Die in vorliegendem Paragraphen erwähnte Notifizierung kann frühestens nach Ablauf der in Artikel XV.60/15 erwähnten Klagefrist erfolgen.

	§ 4 - Wird die Mitteilung der Identität juristischer Personen oder personenbezogener Daten natürlicher Personen durch die in Artikel XV.60/4 erwähnten Bediensteten an Personen oder Stellen, die in den Paragraphen 2 und 3 erwähnt sind, nach einer Einzelfallprüfung der Verhältnismäßigkeit der Mitteilung solcher Daten als unverhältnismäßig angesehen oder droht die Mitteilung, eine laufende Untersuchung oder ein laufendes Strafverfahren zu gefährden, so wird eine Mitteilung ohne Angabe des Namens und/oder in beschränktem Umfang vorgenommen oder wird die Entscheidung nicht mitgeteilt."




	Art. 36 - In Artikel XV.66/2 § 1 Nr. 3 desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 19. April 2014 und ersetzt durch das Gesetz vom 8. Juni 2017, werden zwischen den Wörtern "von 100 bis 110.000 EUR" und dem Wort "auferlegen" die Wörter "zuzüglich der in Artikel 1 Absatz 1 des Gesetzes vom 5. März 1952 über die Zuschlagzehntel auf strafrechtliche Geldbußen erwähnten Zuschlagzehntel" eingefügt.


	Art. 37 - Artikel XV.85 desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 21. Dezember 2013 und zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 29. September 2020, wird durch eine Nr. 6 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"6. wer gegen die Bestimmungen von Artikel VI.81 über Kopplungsgeschäfte mit Finanzdienstleistungen verstößt."


	Art. 38 - Artikel XV.87 Nr. 1 desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 19. April 2014 und ersetzt durch das Gesetz vom 22. Dezember 2017, wird durch die Wörter "und VII.59/3" ergänzt.


	Art. 39 - Artikel XV.89 Absatz 1 desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 19. April 2014, ersetzt durch das Gesetz vom 19. Juli 2018 und zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 5. November 2023, wird wie folgt abgeändert:

	a) Nummer 1/1 wird zu Nr. 1/2 umnummeriert.

	b) Eine Nr. 1/1 mit folgendem Wortlaut wird eingefügt:

	"1/1. des Artikels VII.4/5 und der Erlasse zur Ausführung dieses Artikels über die Vergleichbarkeit von Zahlungsinstrumenten und damit verbundenen Entgelten für Unternehmen,".


	Art. 40 - In Buch XV Titel 3 Kapitel 2 Abschnitt 11/3 desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 18. April 2017, wird ein Artikel XV.125/4/3 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

	"Art. XV.125/4/3 - Mit einer Sanktion der Stufe 2 wird bestraft, wer gegen die Bestimmungen der Artikel 5, 7, 19 und 20 der Verordnung (EU) 2023/1804 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. September 2023 über den Aufbau der Infrastruktur für alternative Kraftstoffe und zur Aufhebung der Richtlinie 2014/94/EU verstößt."


	Art. 41 - Artikel XV.126/2 Nr. 2 desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 29. September 2020, wird wie folgt ersetzt:

	"2. ein in Artikel XV.31/2 oder XV.60/9/1 erwähntes Unternehmen, das von den zuständigen Bediensteten akzeptierte Zusagen oder zusätzliche Zusagen nicht erfüllt."


Abschnitt 8 - Abänderungen von Buch XIX des Wirtschaftsgesetzbuches


	Art. 42 - Artikel XIX.6 § 4 Absatz 1 desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 4. Mai 2023, wird wie folgt abgeändert:

	a) Nummer 4 wird wie folgt ersetzt:

	"4. auf Ersuchen der zuständigen Bediensteten des FÖD Wirtschaft einen gemäß Artikel 596 Absatz 1 des Strafprozessgesetzbuches ausgestellten, für eine öffentliche Verwaltung bestimmten Auszug aus dem Strafregister aller Verwalter, Geschäftsführer, Direktoren oder Bevollmächtigten des Unternehmens oder ein gleichwertiges im Ausland ausgestelltes Dokument, das nicht älter als drei Monate ist,".

	b) In Nr. 5 werden zwischen den Wörtern "dass das Unternehmen" und den Wörtern "einen Versicherungsvertrag abgeschlossen hat" die Wörter "oder ein Dritter, der die vom König festgelegten Bedingungen erfüllt," eingefügt.


	Art. 43 - [Abänderung des niederländischen Textes von Artikel XIX.7 § 2 Absatz 2 Nr. 3 desselben Gesetzbuches]


	Art. 44 - In Buch XIX desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 4. Mai 2023, wird ein Titel 3 mit der Überschrift "Gütliche Schuldenvermittlung" eingefügt.


	Art. 45 - In Titel 3, eingefügt durch Artikel 44, werden Artikel XIX.16 bis XIX.44 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"KAPITEL 1 - Allgemeine Grundsätze

Abschnitt 1 - Begriffsbestimmung und Ziele des Verfahrens

	Art. XIX.16 - Unbeschadet des Artikels I.9 Nr. 55 ist gütliche Schuldenvermittlung eine Dienstleistung, den Abschluss eines in Artikel I.9 Nr. 39 erwähnten Kreditvertrags ausgenommen, die darauf abzielt, einem Schuldner, der sich in finanziellen Schwierigkeiten befindet oder nicht in der Lage ist, seine einforderbaren oder fällig werdenden Schulden zu begleichen, vorbeugende und/oder abhelfende Unterstützung zu leisten.

	Art. XIX.17 - Gütliche Schuldenvermittlung zielt darauf ab, eine dauerhafte Lösung für die finanziellen Schwierigkeiten und/oder Überschuldungsprobleme eines Schuldners zu finden. Sie zielt darauf ab, ihm dabei zu helfen, seinen Verbindlichkeiten gegenüber seinen Gläubigern nachzukommen, soweit dies ihm und seiner Familie ermöglicht, Lebensbedingungen aufrechtzuerhalten, die der Menschenwürde entsprechen.

	Art. XIX.18 - Eine gütliche Schuldenvermittlung kann nur auf Antrag des Schuldners eingeleitet werden.



Abschnitt 2 - Anwendungsbereich

	Art. XIX.19 - Vorliegender Titel ist auf gütliche Schuldenvermittlung zugunsten eines Schuldners, der eine natürliche Person ist, anwendbar.

	Vorliegender Titel bezieht sich insbesondere auf gütliche Schuldenvermittlung für Verbraucher im Sinne von Artikel XIX.9 § 3 und Artikel XIX.10 § 1 Absatz 1 Nr. 3.

KAPITEL 2 - Gütliche Schuldenvermittler

	Art. XIX.20 - § 1 - Die Tätigkeit als gütlicher Schuldenvermittler darf nur ausgeübt werden von:

	1. Rechtsanwälten, ministeriellen Amtsträgern oder gerichtlichen Bevollmächtigten in Ausübung ihres Berufs oder ihres Amtes,

	2. öffentlichen Einrichtungen oder privaten Einrichtungen, die von den zuständigen Behörden für gütliche Schuldenvermittlung zugelassen sind.

	Die in Absatz 1 Nr. 2 erwähnten Einrichtungen greifen auf natürliche Personen zurück, die die von den zuständigen Behörden festgelegten Bedingungen erfüllen.

	Da die in Absatz 1 Nr. 2 erwähnten Einrichtungen im Rahmen der von den zuständigen Behörden für ihre Zulassung festgelegten Bedingungen einer Ausbildungspflicht unterliegen, erfüllen sie die in § 2 erwähnte Bedingung einer spezifischen Ausbildung.

	§ 2 - Die in § 1 Absatz 1 Nr. 1 erwähnten Personen müssen eine spezifische Ausbildung in gütlicher Schuldenvermittlung nachweisen und ihre Fachkompetenz im Bereich der Überschuldung belegen.

	Der König legt die Bedingungen hinsichtlich Ausbildung und erforderlicher Fachkompetenzen fest.

	Art. XIX.21 - Obwohl ein gütlicher Schuldenvermittler auf Antrag eines Schuldners tätig wird, fungiert er als Vermittler zwischen dem Schuldner und seinen Gläubigern.

	Er erfüllt seine Aufgabe mit der gebotenen Sorgfalt.

	Art. XIX.22 - Bevor ein gütlicher Schuldenvermittler mit einer gütlichen Schuldenvermittlung beginnt oder sie fortsetzt, muss er dem Schuldner etwaige Interessenkonflikte offenlegen.

	Der gütliche Schuldenvermittler darf die gütliche Schuldenvermittlung nur annehmen oder fortsetzen, wenn sowohl er selbst als auch der Schuldner ausdrücklich erklären, dass der Interessenkonflikt seine Unabhängigkeit nicht beeinträchtigt.

	Diese Verpflichtung besteht während der gesamten Dauer der gütlichen Schuldenvermittlung.

	Art. XIX.23 - Gütliche Schuldenvermittler unterliegen dem Berufsgeheimnis.

	Es ist ihnen untersagt, Informationen, die sie im Rahmen ihres Auftrags erhalten, an Dritte weiterzugeben.

	Sie geben Gläubigern nur die Informationen weiter, die für die Erfüllung ihres Auftrags unbedingt erforderlich sind, und nur mit vorheriger Zustimmung des Schuldners.

	Art. XIX.24 - Gütliche Schuldenvermittler können mit vorheriger Zustimmung des Schuldners über jegliche Kommunikationsmittel Kontakt mit Personen und Einrichtungen aufnehmen, um Informationen über die Schulden des Schuldners einzuholen, die für die Bearbeitung und Weiterverfolgung dessen Antrags auf gütliche Schuldenvermittlung erforderlich sind.

KAPITEL 3 - Verfahren und Pflichten der gütlichen Schuldenvermittler

Abschnitt 1 - Beginn der gütlichen Schuldenvermittlung

	Art. XIX.25 - § 1 - Gütliche Schuldenvermittlung darf erst beginnen, nachdem der gütliche Schuldenvermittler und der Schuldner eine Vereinbarung unterzeichnet haben, in der insbesondere Folgendes festgelegt ist:

	1. Offenlegung aller zum Zeitpunkt der Unterzeichnung der Vereinbarung bestehenden Interessenkonflikte gegenüber dem Schuldner gemäß Artikel XIX.22 Absatz 1 und in Artikel XIX.22 Absatz 2 erwähnte Erklärung,

	2. Umfang des Mandats des gütlichen Schuldenvermittlers,

	3. Ziele und Grenzen der gütlichen Schuldenvermittlung,

	4. in vorliegendem Titel vorgesehene Rechte und Pflichten des gütlichen Schuldenvermittlers und des Schuldners,

	5. festgelegte Verfahren zur Bearbeitung von Beschwerden des Schuldners gegen den gütlichen Schuldenvermittler, dafür zuständige Stellen und einzuhaltende Formvorschriften und Fristen,

	6. Grundsätze und Vorschriften für die Verarbeitung und Übermittlung personenbezogener Daten gemäß Artikel XIX.30,

	7. gegebenenfalls Kosten für seine Tätigkeit und/oder die gütliche Schuldenvermittlung und

	8. Informationspflicht hinsichtlich der Notwendigkeit einer vorherigen Zustimmung des Schuldners zu bestimmten Maßnahmen, die der gütliche Schuldenvermittler während seines Auftrags ergreift.

	§ 2 - Paragraph 1 Nr. 8 bezieht sich insbesondere auf die in Artikel XIX.23 Absatz 3, Artikel XIX.24 und Artikel XIX.29 § 2 Absatz 1 vorgesehene vorherige Zustimmung des Schuldners.

	Wenn es nicht möglich ist, die vorherige Zustimmung des Schuldners in jedem der erforderlichen Fälle einzuholen, die in den in Absatz 1 erwähnten Artikeln angegeben sind, wird davon ausgegangen, dass der Schuldner dem gütlichen Schuldenvermittler seine vorherige Zustimmung durch Unterzeichnung der Vereinbarung erteilt hat.

	In allen anderen Fällen, in denen aufgrund der Bestimmungen des vorliegenden Titels die Zustimmung des Schuldners erforderlich ist, obliegt es dem gütlichen Schuldenvermittler, den Nachweis für die Zustimmung des Schuldners zu erbringen.

	§ 3 - Der König kann eine Mustervereinbarung festlegen und bestimmen, welche Bestimmungen darin zwingenden Rechts und welche ergänzenden Rechts sind.

	Art. XIX.26 - Bei den ersten Gesprächen mit dem Schuldner stellt der gütliche Schuldenvermittler sicher, dass der Schuldner ordnungsgemäß über den Rahmen und die Grenzen der gütlichen Schuldenvermittlung und über die Rechte und Pflichten jeder Partei informiert wird.

	Bei den ersten Gesprächen mit dem Schuldner und nachdem beurteilt worden ist, ob eine gütliche Schuldenvermittlung sinnvoll ist, informiert der gütliche Schuldenvermittler ihn über das Bestehen alternativer Lösungen. Er erläutert ihm die Bedingungen für deren Umsetzung und die konkreten Auswirkungen auf seine Rechte und Pflichten.

Abschnitt 2 - Während der gütlichen Schuldenvermittlung

	Art. XIX.27 - Der gütliche Schuldenvermittler begleitet den Schuldner während der gesamten Dauer seines Auftrags.

	Zu diesem Zweck vereinbart der gütliche Schuldenvermittler so viele Gespräche mit dem Schuldner wie erforderlich.

	Während der gesamten Dauer seines Auftrags erläutert der gütliche Schuldenvermittler dem Schuldner alle ihm zur Verfügung stehenden Möglichkeiten und Alternativen und ihre Folgen, damit der Schuldner seine Entscheidungen in Kenntnis der Sachlage treffen kann.

Abschnitt 3 - Analyse der Lage des Schuldners und Aufstellung der Schulden

	Art. XIX.28 - Der gütliche Schuldenvermittler verschafft sich einen Überblick über die familiäre, finanzielle, rechtliche und soziale Lage des Schuldners.

	Der gütliche Schuldenvermittler erstellt gemeinsam mit dem Schuldner ein Budget, das ihm und seinem Ehepartner und/oder allen mit ihm zusammenwohnenden Personen ein menschenwürdiges Leben gewährleistet. Das Budget entspricht den tatsächlichen Bedürfnissen des Schuldners und seines Ehepartners und/oder aller mit ihm zusammenwohnenden Personen. Der Grundsatz der Menschenwürde des Schuldners, seines Ehepartners und/oder aller mit ihm zusammenwohnenden Personen dient dem gütlichen Schuldenvermittler bei der Erstellung des Budgets als Leitlinie.

	Der gütliche Schuldenvermittler stellt sicher, dass der Schuldner über Sozialleistungen informiert wird, auf die er Anspruch hat. Er informiert und berät ihn über die Schritte, die gegebenenfalls zu unternehmen sind, um diese Leistungen in Anspruch zu nehmen.

	Art. XIX.29 - § 1 - Der gütliche Schuldenvermittler erstellt eine Aufstellung der Schulden des Schuldners.

	§ 2 - Gegebenenfalls und mit vorheriger Zustimmung des Schuldners kann der gütliche Schuldenvermittler die Gläubiger um eine aktualisierte Aufstellung ihrer Forderungen unter Beifügung der entsprechenden Belege bitten.

	Bei der Kontaktaufnahme mit den Gläubigern achtet der gütliche Schuldenvermittler auf die Wahrung der Rechte des Schuldners.

	Der gütliche Schuldenvermittler prüft anhand der von den Gläubigern vorgelegten Belege und Aufstellungen die Rechtmäßigkeit der geforderten Beträge.

	§ 3 - Liegen Beanstandungsgründe vor, setzt der gütliche Schuldenvermittler den Schuldner davon in Kenntnis.

	Der Schuldner setzt sich mit den Gläubigern in Verbindung, um ihnen die Beanstandungsgründe darzulegen.

	Er kann die Unterstützung des gütlichen Schuldenvermittlers in Anspruch nehmen.

	Wenn die Artikel XIX.3, XIX.7 § 2 und XIX.9 § 4 zur Anwendung kommen, setzt der gütliche Schuldenvermittler den Schuldner über alle sich daraus ergebenden Verpflichtungen in Kenntnis.

	§ 4 - Wenn ein Gläubiger eine Beanstandung nicht akzeptiert, informiert der gütliche Schuldenvermittler den Schuldner über die gütlichen und/oder gerichtlichen Schritte, die er noch unternehmen kann.

	§ 5 - In keinem Fall vertritt der gütliche Schuldenvermittler den Schuldner vor Gericht.

Abschnitt 4 - Verarbeitung personenbezogener Daten

	Art. XIX.30 - § 1 - Im Rahmen der gütlichen Schuldenvermittlung verarbeitet der gütliche Schuldenvermittler personenbezogene Daten folgender Kategorien von betroffenen Personen:

	1. des Schuldners,

	2. der Arbeitnehmer und Vertreter der Gläubiger,

	3. des Ehepartners des Schuldners und/oder jeder Person, die mit dem Schuldner zusammenwohnt.



	§ 2 - Im Rahmen der in den Artikeln XIX.16 und XIX.17 vorgesehenen Ziele der gütlichen Schuldenvermittlung verarbeitet der gütliche Schuldenvermittler folgende Kategorien personenbezogener Daten der in § 1 erwähnten betroffenen Personen:

	1. Namen, Vornamen, Erkennungsnummer des Nationalregisters und Wohnsitz des Schuldners,

	2. Namen, Vornamen, Wohnsitz und Erkennungsnummer des Nationalregisters des Ehepartners des Schuldners oder jeder mit dem Schuldner zusammenwohnenden Person, Haushaltszusammensetzung und gegebenenfalls ehelichen Güterstand,

	3. jegliche finanziellen, sozio-familiären und beruflichen Angaben, die für die Erstellung der Aufstellung der Schulden des Schuldners erforderlich sind,

	4. jegliche finanziellen, sozio-familiären und beruflichen Angaben, die für die Erstellung eines Budgets für den Schuldner erforderlich sind, das ein menschenwürdiges Leben des Schuldners, seines Ehepartners und/oder jeder mit ihm zusammenwohnenden Person gewährleistet,

	5. jegliche Angaben, die es dem gütlichen Schuldenvermittler ermöglichen, die familiäre, finanzielle, rechtliche und soziale Lage des Schuldners, seines Ehepartners und/oder jeder mit ihm zusammenwohnenden Personen bestmöglich einzuschätzen,

	6. Liste der anerkannten Gläubiger und der Personen, die behaupten, Gläubiger zu sein, unter Angabe ihres Namens, ihres Wohnsitzes und, sofern bekannt, ihrer Erkennungsnummer des Nationalregisters oder, im Falle einer juristischen Person, des Gesellschaftsnamens, der Eintragungsnummer in der Zentralen Datenbank der Unternehmen und des Sitzes, und der Kontaktdaten der Kontaktperson des Gläubigers,

	7. Bescheinigungen und Belege,

	8. jegliche personenbezogenen Daten, die die betroffene Person aus eigener Initiative teilen möchte.

	§ 3 - Der König kann die Liste der Kategorien personenbezogener Daten und der Kategorien von Personen wie in den Paragraphen 1 und 2 erwähnt näher festlegen, sofern diese Kategorien personenbezogener Daten und Kategorien von Personen für die Ausführung der gütlichen Schuldenvermittlung und die Erfüllung der Pflichten des gütlichen Schuldenvermittlers hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten erforderlich, sachdienlich und verhältnismäßig sind.

	Die personenbezogenen Daten werden nicht länger aufbewahrt, als es für die Zwecke, für die sie verarbeitet werden, notwendig ist.

	Sofern das Gesetz nichts anderes bestimmt, dürfen personenbezogene Daten nicht länger als zehn Jahre ab dem Abschluss der gütlichen Schuldenvermittlung aufbewahrt werden.



Abschnitt 5 - Verhandlungen mit Gläubigern

	Art. XIX.31 - In seinen Beziehungen zu den Gläubigern handelt der gütliche Schuldenvermittler immer in Absprache mit dem Schuldner und mit dessen Zustimmung.

	Art. XIX.32 - Der gütliche Schuldenvermittler stellt sicher, dass realistische Rückzahlungsvorschläge nach einer sorgfältigen und gründlichen Prüfung der Lage des Schuldners und immer mit dessen Zustimmung ausgearbeitet werden.

	Art. XIX.33 - Den Gläubigern steht es frei, ihnen unterbreitete Rückzahlungsvorschläge und Vereinbarungen anzunehmen oder abzulehnen. Sie können auch Gegenvorschläge machen.

	Den Gläubigern steht es frei, die Teilnahme an einer gütlichen Schuldenvermittlung abzulehnen.

Abschnitt 6 - Ausführung und Weiterverfolgung von Vereinbarungen

	Art. XIX.34 - Es obliegt dem Schuldner, Zahlungen an Gläubiger selbst auszuführen.

	Auf Antrag des Schuldners kann der gütliche Schuldenvermittler ihn bei der Ausführung der in den Vereinbarungen vorgesehenen Zahlungen unterstützen.

	Art. XIX.35 - Der gütliche Schuldenvermittler trifft sich regelmäßig mit dem Schuldner, um die Entwicklung seiner Lage und die Ausführung der getroffenen Vereinbarungen zu verfolgen.

	Ändert sich die finanzielle Lage des Schuldners, schlägt der gütliche Schuldenvermittler gegebenenfalls und in Absprache mit dem Schuldner und mit dessen Zustimmung eine Änderung der ursprünglich vereinbarten Rückzahlungsmodalitäten vor.

	Art. XIX.36 - Sowohl der Schuldner als auch der Gläubiger behalten das Recht, die Vereinbarung ohne Angabe von Gründen einseitig zu kündigen.

Abschnitt 7 - Scheitern der Verhandlungen und alternative Lösungen

	Art. XIX.37 - Scheitern die gütlichen Verhandlungen oder ist der gütliche Schuldenvermittler der Ansicht, dass die gütliche Schuldenvermittlung nicht oder nicht mehr geeignet ist, die finanzielle Lage des Schuldners unter Lebensbedingungen wiederherzustellen, die der Menschenwürde entsprechen, informiert er den Schuldner über Alternativen zur gütlichen Schuldenvermittlung und erläutert er ihm die Bedingungen für deren Umsetzung und deren konkrete Auswirkungen auf seine Rechte und Pflichten.

	Art. XIX.38 - Der gütliche Schuldenvermittler unterliegt keiner Ergebnispflicht hinsichtlich des Erfolgs der gütlichen Schuldenvermittlung.



KAPITEL 4 - Pflichten der Schuldner

	Art. XIX.39 - Schuldner arbeiten während des gesamten Verfahrens loyal und uneingeschränkt mit dem gütlichen Schuldenvermittler zusammen, insbesondere indem sie:

	1. die Verwaltungsschritte unternehmen, die im Einvernehmen mit dem gütlichen Schuldenvermittler festgelegt wurden und die für den Erfolg der gütlichen Schuldenvermittlung erforderlich sind,

	2. während des gesamten Verfahrens der gütlichen Schuldenvermittlung alle Informationen und Unterlagen, die es dem gütlichen Schuldenvermittler ermöglichen, ihre familiäre, finanzielle, soziale und rechtliche Lage zu beurteilen, genau, vollständig und präzise mitteilen,

	3. den gütlichen Schuldenvermittler unverzüglich über jegliche Änderungen ihrer Lage unterrichten, die einen direkten oder indirekten Einfluss auf die Erfüllung der Rückzahlungsvereinbarungen oder auf die Fortsetzung der gütlichen Schuldenvermittlung haben könnten,

	4. ohne vorherige Absprache mit dem gütlichen Schuldenvermittler keine eigenmächtigen Schritte gegenüber ihren Gläubigern unternehmen.

KAPITEL 5 - Ende der gütlichen Schuldenvermittlung

	Art. XIX.40 - Ein Schuldner kann die gütliche Schuldenvermittlung jederzeit beenden, ohne dafür Gründe angeben zu müssen.

	Art. XIX.41 - § 1 - Ein gütlicher Schuldenvermittler kann ein gütliche Schuldenvermittlung beenden, wenn der Schuldner trotz einer ersten Mahnung seinen Verpflichtungen gemäß Artikel XIX.39 weiterhin nicht nachkommt.

	Der gütliche Schuldenvermittler teilt dies dem Schuldner auf dauerhaftem Datenträger mit.

	Er hält eine Kündigungsfrist von mindestens einem Monat ein.

	§ 2 - Ein gütlicher Schuldenvermittler beendet die gütliche Schuldenvermittlung, wenn er die in den Artikeln XIX.21 und XIX.22 erwähnten Unabhängigkeitsbedingungen nicht mehr erfüllt.

	Der gütliche Schuldenvermittler teilt dies dem Schuldner auf dauerhaftem Datenträger mit.

	Er hält eine Kündigungsfrist von mindestens einem Monat ein.

	§ 3 - Ein gütlicher Schuldenvermittler kann eine gütliche Schuldenvermittlung beenden, wenn diese nicht mehr unter zufriedenstellenden Bedingungen fortgesetzt werden kann.

	Der gütliche Schuldenvermittler teilt dies dem Schuldner auf dauerhaftem Datenträger mit.

	Er hält eine Kündigungsfrist von mindestens zwei Monaten ein.

	§ 4 - Die in Artikel XIX.20 § 1 Absatz 1 Nr. 2 erwähnten öffentlichen Einrichtungen können eine gütliche Schuldenvermittlung beenden, wenn sie aufgrund des Umzugs des Schuldners territorial nicht mehr zuständig sind.

	Die öffentlichen Einrichtungen teilen dies dem Schuldner schnellstmöglich auf dauerhaftem Datenträger mit.

	Art. XIX.42 - Gütliche Schuldenvermittler teilen Gläubigern spätestens vor Ende ihres Auftrags auf dauerhaftem Datenträger mit, dass ihr Auftrag beendet ist.

KAPITEL 6 - Kosten der gütlichen Schuldenvermittlung

	Art. XIX.43 - Wenn gütliche Schuldenvermittlung von zugelassenen öffentlichen oder privaten Einrichtungen durchgeführt wird, dürfen diese keine anderen Kosten verlangen als diejenigen, die von der zuständigen Regionalbehörde, die ihre Zulassungsbedingungen festlegt, erschöpfend festgelegt wurden.

	Art. XIX.44 - In Artikel XIX.20 § 1 Absatz 1 Nr. 1 erwähnte Personen können ihre Kosten und Honorare frei festlegen.

	Sie informieren Schuldner eindeutig über die von ihnen berechneten Kosten und Honorare, bevor diese durch eine in Artikel XIX.25 § 1 erwähnte Vereinbarung gebunden sind.

	Sie weisen Schuldner zudem darauf hin, dass kostengünstige oder sogar kostenlose Alternativen bestehen."




KAPITEL 3 - Abänderungen des Sozialstrafgesetzbuches


Art. 46 - Artikel 100/6 des Sozialstrafgesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 29. März 2012 und zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 13. Mai 2023, wird wie folgt abgeändert:

1. In Absatz 4 erster Gedankenstrich werden die Wörter "Artikel 4 des Gesetzes vom 17. März 2019 zur Einführung des elektronischen Protokolls für die Inspektionsdienste des Föderalen Öffentlichen Dienstes Wirtschaft, KMB, Mittelstand und Energie und zur Abänderung des Sozialstrafgesetzbuchs," aufgehoben.

2. Absatz 5 Nr. 4 wird aufgehoben.

3. In Absatz 6 werden die Wörter "und in Artikel 3 § 1 Absatz 1 des Gesetzes vom 17. März 2019 zur Einführung des elektronischen Protokolls für die Inspektionsdienste des Föderalen Öffentlichen Dienstes Wirtschaft, KMB, Mittelstand und Energie und zur Abänderung des Sozialstrafgesetzbuchs" aufgehoben.

4. In Absatz 8 werden die Wörter "in Artikel 3 des Gesetzes vom 17. März 2019 zur Einführung des elektronischen Protokolls für die Inspektionsdienste des Föderalen Öffentlichen Dienstes Wirtschaft, KMB, Mittelstand und Energie und zur Abänderung des Sozialstrafgesetzbuchs und" aufgehoben.


Art. 47 - In Artikel 100/8 § 1 Absatz 2 desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 29. März 2012 und zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 13. Mai 2023, wird Nummer 6 aufgehoben.


Art. 48 - In Artikel 100/9 § 1 desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 29. März 2012 und ersetzt durch das Gesetz vom 13. Mai 2023, wird der zweite Gedankenstrich aufgehoben.


Art. 49 - Artikel 100/10 desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 29. März 2012 und zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 13. Mai 2023, wird wie folgt abgeändert:

1. In § 5 Absatz 1 werden die Wörter "auf die Inspektionsdienste des Föderalen Öffentlichen Dienstes Wirtschaft, KMB, Mittelstand und Energie," aufgehoben.

2. Paragraph 7 wird aufgehoben.


KAPITEL 4 - Abänderungen des Gesetzes vom 21. Dezember 1998 über Produktnormen zur Förderung umweltverträglicher Produktions- und Konsummuster und zum Schutz der Umwelt, der Gesundheit und der Arbeitnehmer


	Art. 50 - Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Dezember 1998 über Produktnormen zur Förderung umweltverträglicher Produktions- und Konsummuster und zum Schutz der Umwelt, der Gesundheit und der Arbeitnehmer, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 26. April 2023, wird durch Nummern 25 und 26 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"25. Batterie-Verordnung: Verordnung (EU) 2023/1542 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Juli 2023 über Batterien und Altbatterien, zur Änderung der Richtlinie 2008/98/EG und der Verordnung (EU) 2019/1020 und zur Aufhebung der Richtlinie 2006/66/EG,

	26. Entwaldung-Verordnung: Verordnung (EU) 2023/1115 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. Mai 2023 über die Bereitstellung bestimmter Rohstoffe und Erzeugnisse, die mit Entwaldung und Waldschädigung in Verbindung stehen, auf dem Unionsmarkt und ihre Ausfuhr aus der Union sowie zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 995/2010."


	Art. 51 - In Artikel 15 § 2/1 Absatz 1 desselben Gesetzes, eingefügt durch das Gesetz vom 26. April 2023, werden die Wörter "an Unternehmen" durch die Wörter "an Personen, die ein Produkt in Verkehr bringen," ersetzt.


	Art. 52 - Artikel 16 desselben Gesetzes, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 26. April 2023, wird wie folgt abgeändert:

	1. Paragraph 1/1 wird wie folgt abgeändert:

	a) In Absatz 1 wird der erste Gedankenstrich wie folgt ersetzt:

	"- Beschreibung der Nichtkonformität, einschließlich der gesetzlichen Bestimmungen, auf die sich die Nichtkonformität bezieht,".

	b) In Absatz 1 dritter Gedankenstrich wird der Satz "Darüber hinaus können gemäß den Bestimmungen von § 1/2 administrative Maßnahmen auferlegt werden." aufgehoben.

	c) Zwischen Absatz 3 und Absatz 4 wird ein Absatz mit folgendem Wortlaut eingefügt:

	"Die in Absatz 1 erwähnte Anordnung von Abhilfemaßnahmen kann dem Zuwiderhandelnden und - sofern dies zur Behebung der Nichtkonformität führt - jedem in Belgien ansässigen Marktteilnehmer auferlegt werden, der in der Lieferkette des von der Anordnung betroffenen Produkts tätig ist."


	2. Paragraph 1/4 wird wie folgt abgeändert:

	a) In Absatz 1 werden die Wörter "oder vernichtet werden, sofern diese Produkte keinen ausreichenden Wert für einen etwaigen öffentlichen Verkauf oder eine etwaige Schenkung haben" durch die Wörter "oder, sofern ein öffentlicher Verkauf oder eine Schenkung nicht möglich sind oder diese Produkte keinen ausreichenden Wert für einen öffentlichen Verkauf oder eine Schenkung haben, vernichtet werden" ersetzt.

	b) Zwischen Absatz 1 und Absatz 2 wird ein Absatz mit folgendem Wortlaut eingefügt:

	"Ab dem 30. Dezember 2024 ist Absatz 1 auch auf beschlagnahmte Produkte anwendbar, die unter die Entwaldung-Verordnung fallen, mit Ausnahme der in Anhang I dieser Verordnung erwähnten Rinder. Spende, öffentlicher Verkauf und Vernichtung der in vorliegendem Absatz erwähnten Lebensmittel erfolgen gemäß den lebensmittelrechtlichen Vorschriften."

	3. Der Artikel wird durch Paragraphen 1/6 und 1/7 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"§ 1/6 - Das in § 1 Absatz 2 Nr. 3 erwähnte Verbot des Inverkehrbringens eines Produkts kann auch in Bezug auf ein Produkt beschlossen werden, das in den Markt der Union gelangt, wenn das Verfahren gemäß Artikel 28 der Verordnung (EU) 2019/1020 durchgeführt wird, unabhängig davon, ob das Produkt zum Zeitpunkt der Entscheidung bereits auf dem Markt befindlich ist. Die in § 1 erwähnten Mitglieder des statutarischen oder Vertragspersonals ergreifen diese Maßnahme, nachdem sie festgestellt haben, dass das Produkt für das Inverkehrbringen in der Union bestimmt ist und den Anforderungen der in Anhang I der Verordnung 2019/1020 aufgeführten Rechtsvorschriften der Union nicht entspricht. Diese Feststellung ist in der Entscheidung über das Verbot des Inverkehrbringens eines nicht konformen Produkts enthalten.

	§ 1/7 - Bei Verstößen gegen ein Verbot oder eine Beschränkung des Inverkehrbringens oder der Inbetriebnahme von Produkten im Sinne von § 1 Absatz 2 Nr. 3 wird ein Protokoll über den Verstoß erstellt. Eine Abschrift des Protokolls wird den Zuwiderhandelnden übermittelt."


	Art. 53 - Artikel 17 desselben Gesetzes, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 26. April 2023, wird wie folgt abgeändert:

	1. Paragraph 1 Absatz 1 wird wie folgt abgeändert:

	a) In Nr. 6 wird das Wort "Durchführungsmaßnahmen" durch die Wörter "Dringlichkeitsmaßnahmen im Sinne von Artikel 16 § 2" ersetzt.

	b) Der Absatz wird durch eine Nr. 20 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"20. wer gegen Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a) oder Absatz 2, Artikel 6 Absatz 1 - unbeschadet der Absätze 3 und 4 -, Artikel 7 Absatz 1, 2 oder 3 - unbeschadet des Absatzes 5 -, Artikel 8 Absatz 1, 2 oder 3 - unbeschadet des Absatzes 4 -, Artikel 9 Absatz 1, Artikel 10 Absatz 1, 2 oder 3 - unbeschadet des Absatzes 4 -, Artikel 11 Absatz 1, 2, 5 oder 7 - unbeschadet des Absatzes 3 -, Artikel 12 Absatz 1 oder 2, Artikel 38 Absatz 1 Buchstabe a) oder Absatz 5 oder 9, Artikel 40 Absatz 4, Artikel 41 Absatz 1, 2, 4, 5 oder 6, Artikel 42 Absatz 3, 4 oder 5, Artikel 43 oder Artikel 45 Absatz 1 oder 2 der Batterie-Verordnung verstößt,".

	c) Der Absatz wird durch eine Nr. 21 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"21. wer gegen die Artikel 3, 4, 9, 10, 11, 12 oder 13 der Entwaldung-Verordnung verstößt, mit Ausnahme der Aspekte in Bezug auf Ausfuhr und auf Rinder wie in Anhang 1 dieser Verordnung erwähnt,".

	d) Der Absatz wird durch eine Nr. 22 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"22. wer gegen das Verbot oder die Beschränkung des Inverkehrbringens oder der Inbetriebnahme von Produkten im Sinne von Artikel 16 § 1 Absatz 2 Nr. 3 verstößt."

	2. Paragraph 2 wird durch eine Nr. 14 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"14. wer gegen Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b), Artikel 13 - mit Ausnahme der Absätze 8 und 10 -, Artikel 14 Absatz 1, 2 oder 3 - unbeschadet des Absatzes 5 -, Artikel 38 Absatz 1 Buchstabe b) oder Absatz 2, 3, 4, 6, 7, 8 oder 10, Artikel 39, Artikel 40 Absatz 3, Artikel 41 Absatz 3, 7 oder 8, Artikel 42 Absatz 2 oder 6, Artikel 46, Artikel 48 Absatz 1, 2 oder 3 - unbeschadet des Absatzes 4 -, Artikel 49, Artikel 50, Artikel 52, Artikel 77 - mit Ausnahme von Absatz 9 -, oder Artikel 78 der Batterie-Verordnung verstößt."


	Art. 54 - Anlage I zum selben Gesetz, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 26. April 2023, wird durch folgende Wörter ergänzt:

	"Verordnung (EU) 2023/1542 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Juli 2023 über Batterien und Altbatterien, zur Änderung der Richtlinie 2008/98/EG und der Verordnung (EU) 2019/1020 und zur Aufhebung der Richtlinie 2006/66/EG

	Verordnung (EU) 2023/1115 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. Mai 2023 über die Bereitstellung bestimmter Rohstoffe und Erzeugnisse, die mit Entwaldung und Waldschädigung in Verbindung stehen, auf dem Unionsmarkt und ihre Ausfuhr aus der Union sowie zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 995/2010".




KAPITEL 5 - Abänderung des Gesetzes vom 17. Januar 2003 über das Statut der Regulierungsinstanz des belgischen Post- und Telekommunikationssektors


	Art. 55 - [Abänderung von Artikel 31/1 des Gesetzes vom 17. Januar 2003 über das Statut der Regulierungsinstanz des belgischen Post- und Telekommunikationssektors]

KAPITEL 6 - Abänderungen des Gesetzes vom 13. Juni 2005 über die elektronische Kommunikation


	Art. 56 - In Artikel 2 des Gesetzes vom 13. Juni 2005 über die elektronische Kommunikation, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 20. Juli 2022, wird Nr. 11/1 aufgehoben.


	Art. 57 - Artikel 28/3 desselben Gesetzes, eingefügt durch das Gesetz vom 21. Dezember 2021, wird wie folgt abgeändert:

	1. In § 1 werden die Wörter "Auf schriftlichen Antrag eines Unternehmens, das öffentliche Kommunikationsnetze bereitstellt oder für die Bereitstellung von elektronischen Kommunikationsnetzen zugelassen ist, gibt der Betreiber passiver Infrastrukturen allen zumutbaren Anträgen auf Zugang zu seinen passiven Infrastrukturen" durch die Wörter "Unternehmen, die öffentliche elektronische Kommunikationsnetze bereitstellen oder für deren Bereitstellung zugelassen sind, geben auf schriftlichen Antrag eines anderen Unternehmens, das öffentliche elektronische Kommunikationsnetze bereitstellt oder für deren Bereitstellung zugelassen ist, allen zumutbaren Anträgen auf Zugang zu ihren passiven Infrastrukturen" ersetzt.

	2. [Abänderung des niederländischen Textes von § 2 Absatz 1 Nr. 2]

	3. In § 2 Absatz 1 Nr. 2 werden die Wörter "des Netzbetreibers" durch die Wörter "des Unternehmens, das öffentliche elektronische Kommunikationsnetze bereitstellt oder für deren Bereitstellung zugelassen ist" ersetzt.

	4. [Abänderung des niederländischen Textes von § 2 Absatz 1 Nr. 2]

	5. In § 2 Absatz 1 Nr. 6 werden die Wörter "der Betreiber passiver Infrastrukturen" durch die Wörter "das Unternehmen, das öffentliche elektronische Kommunikationsnetze bereitstellt oder für deren Bereitstellung zugelassen ist," ersetzt.

	6. In § 2 Absatz 2 werden die Wörter "Der Betreiber passiver Infrastrukturen" durch die Wörter "Das Unternehmen, das öffentliche elektronische Kommunikationsnetze bereitstellt oder für deren Bereitstellung zugelassen ist," ersetzt.

	7. In § 4 werden die Wörter "der Betreiber der passiven Infrastrukturen" durch die Wörter "das Unternehmen, das öffentliche elektronische Kommunikationsnetze bereitstellt oder für deren Bereitstellung zugelassen ist," ersetzt.

	8. [Abänderung des französischen Textes von § 4]

	9. In § 4 werden die Wörter "des Unternehmens, das öffentliche Kommunikationsnetze bereitstellt oder für die Bereitstellung von elektronischen Kommunikationsnetzen zugelassen ist" durch die Wörter "des Unternehmens, das öffentliche elektronische Kommunikationsnetze bereitstellt oder für deren Bereitstellung zugelassen ist" ersetzt.


	Art. 58 - Artikel 28/4 desselben Gesetzes, eingefügt durch das Gesetz vom 21. Dezember 2021, wird wie folgt abgeändert:

	1. In § 1 Absatz 1 einleitender Satz werden die Wörter "Unternehmen, die öffentliche Kommunikationsnetze bereitstellen oder für deren Bereitstellung zugelassen sind" durch die Wörter "Unternehmen, die öffentliche elektronische Kommunikationsnetze bereitstellen oder für deren Bereitstellung zugelassen sind" ersetzt.

	2. In § 1 Absatz 1 einleitender Satz wird das Wort "Mindestinformationen" durch das Wort "Informationen" ersetzt.

	3. In § 1 Absatz 1 einleitender Satz werden die Wörter "des Betreibers passiver Infrastrukturen" durch die Wörter "eines anderen Unternehmens, das öffentliche elektronische Kommunikationsnetze bereitstellt oder für deren Bereitstellung zugelassen ist," ersetzt.

	4. In § 1 wird zwischen Absatz 2 und Absatz 3 ein Absatz mit folgendem Wortlaut eingefügt:

	"Der König kann auf Vorschlag des Instituts oder aus eigener Initiative nach Stellungnahme des Instituts der in Absatz 1 erwähnten Liste von Informationen weitere Informationen hinzufügen, die zur Erleichterung von Investitionen in Hochgeschwindigkeitsnetze für die elektronische Kommunikation durch Unternehmen, die öffentliche elektronische Kommunikationsnetze bereitstellen oder für deren Bereitstellung zugelassen sind, relevant sind."

	5. In § 1 früherer Absatz 3, der Absatz 4 wird, wird das Wort "Mindestinformationen" durch das Wort "Informationen" ersetzt.

	6. In § 1 früherer Absatz 3, der Absatz 4 wird, werden die Wörter "in Absatz 1" durch die Wörter "in vorliegendem Paragraphen" ersetzt.

	7. In § 2 Absatz 1 wird das Wort "Mindestinformationen" durch das Wort "Informationen" ersetzt.

	8. In § 2 Absatz 1 werden die Wörter "der Betreiber passiver Infrastrukturen" durch die Wörter "das Unternehmen, das öffentliche elektronische Kommunikationsnetze bereitstellt oder für deren Bereitstellung zugelassen ist," ersetzt.

	9. In § 2 Absatz 1 werden die Wörter "eines Unternehmens, das öffentliche Kommunikationsnetze bereitstellt oder für deren Bereitstellung zugelassen ist" durch die Wörter "eines Unternehmens, das öffentliche elektronische Kommunikationsnetze bereitstellt oder für deren Bereitstellung zugelassen ist" ersetzt.

	10. In § 3 Absatz 1 werden die Wörter "Auf konkreten schriftlichen Antrag eines Unternehmens, das öffentliche Kommunikationsnetze bereitstellt oder für deren Bereitstellung zugelassen ist, gibt der Betreiber passiver Infrastrukturen" durch die Wörter "Unternehmen, die öffentliche elektronische Kommunikationsnetze bereitstellen oder für deren Bereitstellung zugelassen sind, geben auf konkreten schriftlichen Antrag eines anderen Unternehmens, das öffentliche elektronische Kommunikationsnetze bereitstellt oder für deren Bereitstellung zugelassen ist," und die Wörter "seiner passiven Infrastrukturen" durch die Wörter "ihrer passiven Infrastrukturen" ersetzt.

	11. In § 5 werden die Wörter "Unternehmen, die öffentliche Kommunikationsnetze bereitstellen oder für deren Bereitstellung zugelassen sind" durch die Wörter "Unternehmen, die öffentliche elektronische Kommunikationsnetze bereitstellen oder für deren Bereitstellung zugelassen sind" ersetzt.


	Art. 59 - Artikel 107 desselben Gesetzes, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 21. Dezember 2021, wird wie folgt abgeändert:

	1. Paragraph 3 wird durch einen Absatz mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"Der in Absatz 2 erwähnte ununterbrochene Zugang wird insbesondere durch ein Redundanzsystem für Notrufe gemäß den in Artikel 107/1/1 vorgesehenen Modalitäten gewährleistet."

	2. In § 7 Absatz 2 werden zwischen dem Wort "Betreibern" und den Wörtern ", Unternehmen, die ein in § 2 erwähntes Netz bereitstellen" die Wörter "oder bestimmten Kategorien von ihnen" eingefügt.


	Art. 60 - Artikel 107/1 § 4 Absatz 1 desselben Gesetzes, eingefügt durch das Gesetz vom 10. Juli 2012 und zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 21. Dezember 2021, wird wie folgt abgeändert:

	1. Zwischen den Wörtern "Verwaltungskosten des Fonds" und den Wörtern "werden von den Betreibern getragen" werden die Wörter "in Zusammenhang mit der Anwendung des vorliegenden Artikels" eingefügt.

	2. Zwischen den Wörtern "von den Betreibern getragen, die sich" und den Wörtern "proportional zu ihrem in § 3 festgelegten Beitrag" werden die Wörter "in Ausführung des vorliegenden Artikels" eingefügt.


	Art. 61 - In Titel IV Kapitel 2 Abschnitt 2 desselben Gesetzes wird ein Artikel 107/1/1 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

	"Art. 107/1/1 - § 1 - Für vorliegenden Artikel versteht man unter "Redundanzsystem für Notrufe" ein System, das Folgendes ermöglicht:

	1. Weiterleitung von Notrufen an Notdienste, die vor Ort Hilfe leisten, über die Netze von mindestens zwei verschiedenen Betreibern, von denen jeder über mindestens eine physische und logische Direktverbindung zu allen Notrufabfragestellen verfügt, im Folgenden "Direktverbindung" genannt,

	2. automatische und sofortige Umleitung im Störfall von Notrufen von einer Direktverbindung auf eine andere Direktverbindung, im Folgenden "Umleitsystem" genannt.

	§ 2 - In Artikel 107 § 3 erwähnte Betreiber schließen erforderliche Vereinbarungen und passen ihre Infrastruktur an, um ein Redundanzsystem für Notrufe ihrer Teilnehmer zu nutzen. Jeder von ihnen setzt dieses System durch mindestens eine direkte Zusammenschaltung seines eigenen Umleitsystems mit einem anderen Betreiber um.

	Macht ein Betreiber in Ausführung von Absatz 1 von einem Redundanzsystem für Notrufe Gebrauch, das ausschließlich über Direktverbindungen anderer Betreiber funktioniert, so verteilt er die weiterzuleitenden Notrufe zu gleichen Teilen auf diese Direktverbindungen.

	Wenn ein Betreiber in Ausführung von Absatz 1 ein Redundanzsystem für Notrufe unter anderem mittels seiner eigenen Direktverbindung(en) einrichtet, führt er automatisierte Tests durch, um die ordnungsgemäße Weiterleitung dieser Anrufe über die genutzte(n) Direktverbindung(en) Dritter zu überprüfen. Der König kann die Modalitäten für die Durchführung dieser Tests festlegen, so deren Häufigkeit.

	§ 3 - Von den in § 2 erwähnten Verpflichtungen ausgenommen sind die in Artikel 107 § 3 erwähnten Betreiber, bei denen die Anzahl der öffentlich zugeteilten Nummern für nummerngebundene interpersonelle Kommunikationsdienste in mehr als drei aufeinanderfolgenden Jahren ein Prozent der Gesamtanzahl dieser Nummern für alle in Artikel 107 § 3 erwähnten Betreiber in denselben Jahren nicht übersteigt. Sie schließen jedoch die erforderlichen Vereinbarungen, damit Notrufe ihrer Teilnehmer an Notdienste, die vor Ort Hilfe leisten, direkt oder indirekt unter ein Redundanzsystem für Notrufe eines Betreibers fallen, der der in § 2 vorgesehenen Verpflichtung unterliegt.

	Spätestens am 31. Dezember jeden Jahres teilen in Artikel 107 § 3 erwähnte Betreiber dem Institut die Anzahl der öffentlich zugeteilten Nummern für nummerngebundene interpersonelle Kommunikationsdienste mit, über die sie am 1. September des laufenden Jahres verfügten. Wird der in Absatz 1 erwähnte Schwellenwert von einem Prozent während mehr als drei aufeinanderfolgenden Jahre überschritten, teilt das Institut dies dem betreffenden Betreiber mit. Die in § 2 vorgesehenen Verpflichtungen sind für den betreffenden Betreiber ab dem Ablauf einer Frist von zwölf Monaten nach dieser Notifizierung anwendbar.

	Der König kann nach Stellungnahme des Instituts den in Absatz 1 erwähnten Prozentsatz ändern.

	§ 4 - Wenn kein Redundanzsystem für Notrufe vorhanden ist, bestimmt der König im Rahmen eines Ausschreibungsverfahrens die Betreiber, die mit der Erfüllung dieses besonderen Auftrags des öffentlichen Dienstes betraut werden.

	Der Minister des Innern ist in Zusammenarbeit mit dem Minister des Fernmeldewesens und dem Minister der Volksgesundheit für Durchführung, Überwachung und Kontrolle dieses Ausschreibungsverfahrens zuständig.

	Wird der in Absatz 1 erwähnte besondere Auftrag des öffentlichen Dienstes nach Abschluss des Ausschreibungsverfahrens nicht vergeben, so bestimmt der König gemäß den in Artikel 106 § 4 vorgesehenen Bedingungen die Betreiber, die mit der Erfüllung dieses Auftrags betraut werden.

	Dieses Redundanzsystem für Notrufe steht in Artikel 107 § 3 erwähnten Betreibern zu angemessenen, verhältnismäßigen und nichtdiskriminierenden Bedingungen zur Verfügung. Der König kann nach Stellungnahme des Instituts diese Bedingungen näher bestimmen.

	§ 5 - Kosten in direktem Zusammenhang mit Einrichtung, Bereitstellung und Wartung von Direktverbindungen, die ab Inkrafttreten des vorliegenden Artikels den gemäß § 4 bestimmten Betreibern entstehen, werden von den in Artikel 107 § 3 erwähnten Betreibern getragen im Verhältnis zur Anzahl der diesen Betreibern öffentlich zugeteilten Nummern für nummerngebundene interpersonelle Kommunikationsdienste am 1. September des Jahres, in dem diese Kosten entstanden sind.

	Der König kann die Art der in Absatz 1 erwähnten Kosten näher bestimmen. Der König kann die Liste dieser Kosten auch vor Durchführung des in § 4 erwähnten Ausschreibungsverfahrens erweitern, sofern diese Erweiterung auf Kosten beschränkt ist, die unmittelbar mit der Bereitstellung für Dritte eines Redundanzsystems für Notrufe zusammenhängen.

	§ 6 - Der gemäß Artikel 107/1 eingerichtete Fonds für die Hilfsdienste, die vor Ort Hilfe leisten, ist damit beauftragt, die Beträge, die in Ausführung des vorliegenden Artikels von den in Artikel 107 § 3 erwähnten Betreibern geschuldet werden, einzunehmen, diese Kosten jeweils dem Betreiber, dem sie entstanden sind, zu erstatten und dem Institut die in § 7 erwähnten Verwaltungskosten zu erstatten.

	§ 7 - Verwaltungskosten des Fonds in Zusammenhang mit der Anwendung des vorliegenden Artikels werden von den in Artikel 107 § 3 erwähnten Betreibern im Verhältnis zu ihrem in § 5 festgelegten Beitrag getragen.

	Unter Verwaltungskosten versteht man Kosten, die das Institut für den Fonds durch Einsatz von personellen, finanziellen und materiellen Mitteln auslegt, einschließlich der Kosten, die dem Institut aufgrund der Konsultierung auswärtiger Sachverständiger entstehen.

	§ 8 - Das Institut prüft und billigt die in § 5 erwähnten Kosten auf der Grundlage der vom König festgelegten Grundsätze. Das Institut kann einen unabhängigen Revisor bestimmen, um die in § 5 erwähnten Kosten zu prüfen. Diese Kosten werden von den in Artikel 107 § 3 erwähnten Betreibern im Verhältnis zu ihrem in § 5 festgelegten Beitrag getragen.

	Der Gesamtbetrag der Erstattungen darf den Gesamtbetrag der vom Institut gebilligten Kosten nicht übersteigen. Durch einen im Ministerrat beratenen Erlass legt der König Modalitäten für die Erstattung eventueller Überzahlungen fest."




	Art. 62 - Artikel 113/2 desselben Gesetzes, eingefügt durch das Gesetz vom 10. Juli 2012 und abgeändert durch das Gesetz vom 21. Dezember 2021, wird wie folgt ersetzt:

	"Art. 113/2 - § 1 - Bei vollständiger Unterbrechung der Bereitstellung eines öffentlich zugänglichen elektronischen Kommunikationsdienstes, bei dem es sich nicht um einen nummernunabhängigen interpersonellen Kommunikationsdienst handelt, von mehr als acht Stunden aufgrund eines ununterbrochenen Netzausfalls bieten betreffende Betreiber eine Entschädigung im Sinne von § 4 an:

	1. an Teilnehmer, die einen Tarifvertrag für einen Dienst abgeschlossen haben, der an einem festen Standort erbracht wird und für Verbraucher bestimmt ist, wenn die Unterbrechung an dem Standort aufgetreten ist, an dem der Dienst vom Betreiber erbracht werden sollte,

	2. an Teilnehmer öffentlich zugänglicher elektronischer Mobilfunkdienste, wenn ihre Rechnungsadresse in der Zone liegt, in der die Unterbrechung aufgetreten ist,

	3. an Endnutzer öffentlich zugänglicher elektronischer Mobilfunkdienste, die über eine Guthabenkarte abgerechnet werden, sofern sie einen Entschädigungsantrag stellen und dabei ihre Adresse angeben, aus der hervorgeht, dass sie ihren Wohn- oder Geschäftssitz in der Zone haben, in der die Unterbrechung aufgetreten ist. Betreiber verarbeiten die Adresse ausschließlich, um zu überprüfen, ob Endnutzer ihren Wohn- oder Geschäftssitz in der Zone haben, in der die Unterbrechung aufgetreten ist.

	§ 2 - Von einer vollständigen Unterbrechung im Sinne von § 1 ist die Rede, wenn folgende Bedingungen erfüllt sind:

	1. Nichtverfügbarkeit:

	a) eines Dienstes, der als eigenständiger elektronischer Kommunikationsdienst angesehen werden kann, oder

	b) eines der elektronischen Kommunikationsdienste, die Teil eines Angebotspakets sind,

	2. Unterbrechung unabhängig vom Verhalten des Teilnehmers oder des Endnutzers öffentlich zugänglicher elektronischer Mobilfunkdienste, die über eine Guthabenkarte abgerechnet werden.

	§ 3 - Der Dienst gilt als unterbrochen, sobald der Betreiber dem Institut die Unterbrechung gemäß Artikel 107/3 mitteilt.

	Ist eine solche Mitteilung nicht erforderlich, gilt die Mitteilung durch einen Nutzer oder einen Dritten als Beginn der Unterbrechung.



	§ 4 - Betreiber eines öffentlich zugänglichen elektronischen Kommunikationsdienstes, bei dem es sich nicht um einen nummernunabhängigen interpersonellen Kommunikationsdienst handelt, bieten Teilnehmern oder Endnutzern öffentlich zugänglicher elektronischer Mobilfunkdienste, die über eine Guthabenkarte abgerechnet werden, Folgendes an:

	1. 1 EUR für den Zeitraum von sechzehn Stunden, der auf die ersten acht Stunden der Unterbrechung folgt. Für jeden folgenden Zeitraum von vierundzwanzig Stunden erhöht sich die Entschädigung des Vortages um 1 EUR und um 0,5 EUR für jeden Tag, an dem die Unterbrechung andauert,

	2. im Falle eines Abonnements mindestens ein Dreißigstel der monatlichen Abonnementgebühr für elektronische Kommunikationsdienste, sofern dies den in Nr. 1 erwähnten Entschädigungsbetrag übersteigt,

	3. in Abweichung von den Nummern 1 und 2, Angebot einer genau beschriebenen Sachleistung durch die Betreiber, deren Wert mindestens dem Wert der in Nr. 1 erwähnten finanziellen Entschädigung entspricht.

	Bei einem Paketangebot wird die in Absatz 1 Nr. 2 erwähnte Entschädigung auf der Grundlage der gesamten monatlichen Abonnementgebühr für die im gesamten Paket enthaltenen elektronischen Kommunikationsdienste berechnet.

	Trifft ein Teilnehmer oder ein Endnutzer öffentlich zugänglicher elektronischer Mobilfunkdienste, die über eine Guthabenkarte abgerechnet werden, keine Wahl, wird die in Absatz 1 Nr. 1 und 2 erwähnte finanzielle Entschädigung gewährt.

	§ 5 - Die in § 4 erwähnten Beträge werden jährlich gemäß dem Verbraucherpreisindex indexiert.

	§ 6 - Wenn sich der Zwischenfall, der zu einer finanziellen Entschädigung im Sinne des vorliegenden Artikels geführt hat, in einem öffentlich zugänglichen elektronischen Kommunikationsnetz eines Betreibers ereignet hat, der nicht der in den Paragraphen 1 und 4 erwähnte Betreiber eines öffentlich zugänglichen elektronischen Kommunikationsdienstes ist, und letzterer Betreiber mit dem Netzbetreiber eine Vereinbarung über die Nutzung des öffentlich zugänglichen elektronischen Kommunikationsnetzes geschlossen hat, in dem sich der Zwischenfall ereignet hat, so hat der in den Paragraphen 1 und 4 erwähnte Betreiber Anspruch auf Vergütung der finanziellen Entschädigung, die er seinen Teilnehmern und Endnutzern gewährt, seitens des Betreibers des elektronischen Kommunikationsnetzes, in dem sich der Zwischenfall ereignet hat.

	§ 7 - Vorliegender Artikel ist bei höherer Gewalt nicht anwendbar."


	Art. 63 - Artikel 22 der Anlage 1 zum selben Gesetz, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 30. August 2023, wird wie folgt abgeändert:

	1. Paragraph 2 Absatz 4 wird wie folgt abgeändert:

	a) Zwischen den Wörtern "für die Gewährung" und den Wörtern "des in Artikel 22/1 § 1 erwähnten Sozialtarifs" werden die Wörter "oder Verwaltung" eingefügt.

	b) Zwischen den Wörtern "des in Artikel 22/1 § 1 erwähnten Sozialtarifs" und den Wörtern "ebenfalls Zugriff auf diese Datenbank" werden die Wörter "oder für Zwecke der Information betroffener Bürger" eingefügt.

	2. Paragraph 5 wird wie folgt abgeändert:

	a) In Absatz 1 einleitender Satz werden zwischen den Wörtern "des in den Artikeln 22 und 38 erwähnten Sozialtarifs" und den Wörtern "hat das Institut" die Wörter "oder für Zwecke der Information betroffener Bürger" eingefügt.

	b) In Absatz 1 Nr. 2 wird das Wort "ausschließlich" aufgehoben und werden zwischen den Wörtern "im Rahmen" und den Wörtern "der Aufrechterhaltung und Kontrolle" die Wörter "der Information betroffener Bürger und" eingefügt.

	c) In Absatz 1 Nr. 4 wird das Wort "ausschließlich" aufgehoben und wird die Bestimmung durch die Wörter ", wie auch um für betroffene Bürger Informationskampagnen zu führen" ergänzt.

	d) In Absatz 2 wird Nr. 2 wie folgt ersetzt:

	"2. Information betroffener Personen und/oder Beantwortung ihrer Fragen,".


	Art. 64 - Artikel 22/3 der Anlage 1 zum selben Gesetz, eingefügt durch das Gesetz vom 30. August 2023, wird wie folgt abgeändert:

	1. Paragraph 2 wird wie folgt abgeändert:

	a) In Absatz 1 einleitender Satz werden zwischen den Wörtern "zu ermöglichen" und den Wörtern ", hat der FÖD Wirtschaft" die Wörter "und im Hinblick auf eine korrekte Information betroffener Bürger" eingefügt.

	b) In Absatz 1 Nr. 2 wird das Wort "ausschließlich" aufgehoben und werden zwischen den Wörtern "im Rahmen" und den Wörtern "der Gewährung und Kontrolle des Sozialtarifs" die Wörter "der Information betroffener Bürger und" eingefügt.

	c) Absatz 1 Nr. 4 wird durch die Wörter ", wie auch um für betroffene Bürger Informationskampagnen zu führen" ergänzt.

	2. In § 3 Absatz 1 wird Nr. 2 wie folgt ersetzt:

	"2. Information betroffener Personen und/oder Beantwortung ihrer Fragen,".

	3. Paragraph 9 wird durch folgende Sätze ergänzt:

	"Der Hyperlink zur Website, auf der der Verbraucher Informationen über seine Berechtigung zum Sozialtarif erhält, wird auf jeder Rechnung eines Teilnehmers mit einem für Verbraucher bestimmten Tarifplan angegeben. Diese Angabe kann vom Betreiber in dem in Artikel 110 § 4 Nr. 1 des Gesetzes erwähnten Rahmen hinzugefügt werden."

	4. Der Artikel wird durch einen Paragraphen 11 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"§ 11 - Der FÖD Wirtschaft kann in regelmäßigen Abständen Informationskampagnen zum Sozialtarif durchführen, insbesondere in Form von Schreiben an Bürger, die für den in den Artikeln 22, 22/2 und 22/3, 38 und 38/1 erwähnten Sozialtarif in Betracht kommen."




KAPITEL 7 - Abänderung des Gesetzes vom 22. März 2006 über die Vermittlung von Bank- und Investmentdienstleistungen und den Vertrieb von Finanzinstrumenten


	Art. 65 - In Artikel 17 § 1 Absatz 3 des Gesetzes vom 22. März 2006 über die Vermittlung von Bank- und Investmentdienstleistungen und den Vertrieb von Finanzinstrumenten, abgeändert durch das Gesetz vom 8. Mai 2022, werden zwischen den Wörtern "in der von ihr festgelegten Frist" und den Wörtern "alle Auskünfte" die Wörter "und gemäß den von ihr festgelegten Modalitäten" eingefügt.




KAPITEL 8 - Abänderungen des Gesetzes vom 4. April 2014 über die Versicherungen


Art. 66 - In Artikel 22 § 1 des Gesetzes vom 4. April 2014 über die Versicherungen, abgeändert durch das Gesetz vom 13. März 2016, werden die Wörter "Allgemeine, besondere und spezielle Bedingungen, Versicherungsverträge in ihrer Gesamtheit und alle getrennt verfassten Klauseln" durch die Wörter "Versicherungsverträge in ihrer Gesamtheit, allgemeine, besondere und spezielle Bedingungen und alle anderen Klauseln, die die Bedingungen des Versicherungsvertrags bilden" ersetzt.


Art. 67 - In Artikel 23 § 1 desselben Gesetzes wird der erste Satz wie folgt ersetzt:

"Versicherungsverträge in ihrer Gesamtheit, allgemeine, besondere und spezielle Bedingungen und alle anderen Klauseln, die die Bedingungen des Versicherungsvertrags bilden, werden in einem klaren und präzisen Wortlaut abgefasst."


Art. 68 - In dasselbe Gesetz wird ein Artikel 85/2 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"Art. 85/2 - Im Rahmen der in Artikel 85/1 § 4 vorgesehenen Ermächtigung kann der König die Verarbeitung personenbezogener Daten vorsehen, sofern die folgenden Bedingungen erfüllt sind:

1. Die Kategorie von Personen, deren personenbezogene Daten verarbeitet werden dürfen, sind der Versicherungsnehmer, der derzeitige Versicherer oder der Versicherungsvermittler, der als Bevollmächtigter eines oder mehrerer Versicherungsunternehmen befugt ist, den Versicherungsvertrag im Namen und für Rechnung dieser Unternehmen zu verwalten.

2. Die verarbeiteten personenbezogenen Daten sind die Identifizierungsdaten des Versicherungsnehmers, des derzeitigen Versicherers, des Versicherungsvermittlers, der als Bevollmächtigter eines oder mehrerer Versicherungsunternehmen befugt ist, den Versicherungsvertrag im Namen und für Rechnung dieser Unternehmen zu verwalten, sowie die Policenummer des zu kündigenden Versicherungsvertrags und alle vom Versicherungsnehmer gelieferten Informationen, die für die Kündigung des Versicherungsvertrags erforderlich sind.

3. Zweck der Verarbeitung der personenbezogenen Daten ist es, dem neuen Versicherer und/oder gegebenenfalls dem Versicherungsvermittler zu ermöglichen, für Rechnung des Versicherungsnehmers die in den Artikeln 85 und 85/1 erwähnten notwendigen Formalitäten für die Kündigung des Versicherungsvertrags zu erledigen.

4. Die Kategorie von Personen, die Zugang zu den personenbezogenen Daten haben, sind der derzeitige Versicherer des Versicherungsnehmers, der neue Versicherer und/oder gegebenenfalls der Versicherungsvermittler.

5. Die maximale Aufbewahrungsfrist für personenbezogene Daten beträgt zehn Jahre."


Art. 69 - Artikel 121 § 3 desselben Gesetzes wird durch eine Nr. 5 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"5. Die in Artikel 121/1 § 6 erwähnte Bedenkzeit ist noch nicht abgelaufen."


Art. 70 - In dasselbe Gesetz wird ein Artikel 121/1 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"Expertise vor Ort oder Expertise mit einem vom Versicherten bestimmten Sachverständigen

Art. 121/1 - § 1 ­ Der Versicherer und der Versicherte können, jeder für sich, einen Sachverständigen bestimmen.

§ 2 ­ Unbeschadet der in anderen Gesetzen vorgesehenen Informationspflichten erteilt der Versicherer dem Versicherten vor dem Besuch des vom Versicherer bestimmten Sachverständigen vor Ort auf eine klare und verständliche Weise auf einem dauerhaften Datenträger die folgenden Informationen:

1. Identifizierungsdaten des Versicherers,

2. Identifizierungsdaten des von diesem Versicherer bestimmten Sachverständigen,

3. Verhaltenskodex, auf den sich der vom Versicherer bestimmte Sachverständige gegebenenfalls verpflichtet hat,

4. Vorhandensein einer Mindestbedenkzeit von fünf Werktagen, damit der Versicherte die vom Versicherer vorgeschlagene Entschädigung annehmen kann,

5. Kontaktdaten des Ombudsdienstes Versicherungen.

§ 3 ­ Unbeschadet der in anderen Gesetzen vorgesehenen Informationspflichten erteilt der vom Versicherten bestimmte Sachverständige dem Versicherten vor Abschluss des Vertrags im Hinblick auf die Erstellung einer Expertise auf eine klare und verständliche Weise die folgenden Informationen:

1. seine Identifizierungsdaten,

2. Verhaltenskodex, auf den er sich gegebenenfalls verpflichtet hat,

3. Bedingungen bezüglich des Rechts, den Vertrag zur Erstellung einer Expertise zu kündigen, wenn ein solches Recht vorgesehen ist,

4. Gesamtpreis einschließlich aller Steuern, insbesondere seinen Stundensatz und die geschätzte Anzahl Stunden oder den Prozentsatz des Schadensbetrags und alle Dienstleistungen, die der Versicherte verpflichtend zusätzlich bezahlen muss, oder, wenn der Preis nach vernünftigem Ermessen nicht im Voraus berechnet werden kann, Art und Weise der Preisberechnung,

5. Auftrag des Sachverständigen und Umfang seiner Befugnisse,

6. wenn der Versicherte ein Verbraucher ist, Kontaktdaten des Ombudsdienstes für Verbraucher.

§ 4 ­ Bei jedem unerbetenen Besuch in der Wohnung des Versicherten im Hinblick auf den Abschluss eines Vertrags zur Erstellung einer Expertise kann der Versicherte nur ein unverbindliches Angebot erhalten.

Dieses Angebot wird auf einem dauerhaften Datenträger erstellt und dem Versicherten ausgehändigt. Auf Ersuchen des Anbieters wird eine Ausfertigung des Angebots ausschließlich zur Empfangsbestätigung vom Versicherten unterzeichnet.

Das Angebot enthält in unmittelbarer Nähe der Unterschrift des Versicherten den folgenden Text in Fettdruck und in derselben Schriftart wie der Rest des Dokuments: "Dieses Dokument ist ein unverbindliches Angebot und kein Vertrag zur Erstellung einer Expertise."

Das Angebot kann vom Versicherten erst nach einer Frist von mindestens einem Tag nach dem Angebot und nachdem der Versicherer über den Schadensfall informiert wurde, angenommen werden.

§ 5 ­ Nach jeder Expertise, die vor Ort oder mit einem vom Versicherten bestimmten Sachverständigen erstellt wurde, erstellt der vom Versicherer bestimmte Sachverständige ein Protokoll der Expertise, in dem der Schadensbetrag festgestellt wird.

Eine Kopie des Protokolls der Expertise wird dem Versicherten und dem Versicherungsunternehmen übermittelt.

Das Versicherungsunternehmen macht dem Versicherten einen Entschädigungsvorschlag auf der Grundlage des Protokolls der Expertise.

Der König kann Form und Inhalt des Protokolls der Expertise bestimmen.

§ 6 ­ Der Versicherte kann die vom Versicherer vorgeschlagene Entschädigung frühestens nach Ablauf einer Bedenkzeit von mindestens fünf Werktagen annehmen.

§ 7 ­ Am Ende seines Auftrags verfasst der vom Versicherten bestimmte Sachverständige ein Abschlussprotokoll, das dem Versicherten übermittelt wird.

Der König kann Form und Inhalt des Abschlussprotokolls bestimmen.

§ 8 ­ Die in den Paragraphen 2 und 3 erwähnten personenbezogenen Daten und gegebenenfalls die personenbezogenen Daten, die in dem in § 5 erwähnten Protokoll der Expertise und in dem in § 7 erwähnten Abschlussprotokoll erwähnt sind, können verarbeitet werden, sofern die folgenden Bedingungen erfüllt sind:

1. Die betroffenen Personen sind die Personen, die Expertisen im Rahmen einer Feuerversicherung erstellen.

2. Die verarbeiteten personenbezogenen Daten sind die Identifizierungsdaten.

3. Der Zweck der Datenverarbeitung ist die Verbesserung der Transparenz im Rahmen der Expertise.

4. Die Kategorien von Personen, die Zugang zu den Daten haben, sind der Versicherte sowie jede Person, die von der Expertise betroffen ist.

5. Die maximale Aufbewahrungsfrist für die verarbeiteten Daten beträgt zehn Jahre nach dem definitiven Beschluss in Bezug auf den Betrag der Entschädigung."


Art. 71 - Artikel 197/1 desselben Gesetzes, eingefügt durch das Gesetz vom 2. Mai 2019, wird wie folgt ersetzt:

"Art. 197/1 - Vorliegender Abschnitt findet Anwendung auf alle Arten der Beendigung eines Lebensversicherungsvertrags, bei dem das Risiko oder die Verpflichtung in Belgien belegen ist, sowie im Falle eines teilweisen Rückkaufs eines solchen Lebensversicherungsvertrags. Vorliegender Abschnitt findet keine Anwendung auf Verträge, die im Rahmen des zweiten Pensionspfeilers abgeschlossen werden."


Art. 72 - In Teil 6 Kapitel 3 Abschnitt 2 desselben Gesetzes wird ein Artikel 267/2 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"Art. 267/2 - Haben Versicherungsmakler oder -agenten oder Rückversicherungsmakler oder -agenten Kenntnis von Sachverhalten, die Zweifel in Bezug auf die Einhaltung der durch vorliegendes Gesetz vorgesehenen Eintragungsbedingungen seitens eines Versicherungsunteragenten, Versicherungsvermittlers in Nebentätigkeit oder Rückversicherungsunteragenten aufkommen lassen, auf den sie zurückgreifen oder zurückgegriffen haben, teilen sie diese Sachverhalte der FSMA unverzüglich mit.

Sie informieren ebenfalls die FSMA, wenn ihnen bekannt ist, dass jemand als Versicherungs- oder Rückversicherungsvermittler auftritt, ohne in dem in vorliegendem Gesetz erwähnten Register eingetragen zu sein."


Art. 73 - In Artikel 304 § 2 Absatz 1 desselben Gesetzes, ersetzt durch das Gesetz vom 6. Dezember 2018, werden die Wörter "innerhalb der von der FSMA festgelegten Frist" durch die Wörter "innerhalb der Frist und gemäß den Modalitäten, die von der FSMA festgelegt werden" ersetzt.


Art. 74 - Artikel 311 § 4 desselben Gesetzes, eingefügt durch das Gesetz vom 6. Dezember 2018, wird durch einen Absatz mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"Stellt die FSMA fest, dass die Zusammenarbeit zwischen einem Versicherungsagenten oder einem gebundenen Versicherungsagenten und dem einzigen Versicherungsunternehmen, in dessen Namen und für dessen Rechnung er handelt, oder zwischen einem Versicherungsunteragenten und dem Versicherungsmakler oder -agenten, in dessen Namen und für dessen Rechnung er handelt, beendet wird, streicht sie den betreffenden Agenten beziehungsweise Unteragenten aus dem Register, in dem er eingetragen war, nachdem sie ihn zuvor davon in Kenntnis gesetzt hat. Die FSMA streicht einen Versicherungsagenten oder gebundenen Versicherungsagenten, der im Namen und für Rechnung mehrerer Versicherungsunternehmen handelt, aus dem Register, in dem er eingetragen war, nachdem sie ihn zuvor davon in Kenntnis gesetzt hat, wenn sie feststellt, dass er an keines dieser Versicherungsunternehmen mehr gebunden ist."


Art. 75 - In Artikel 322 desselben Gesetzes, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 6. Dezember 2018, werden die Paragraphen 2/1 und 2/2 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"§ 2/1 - Sobald der Ombudsdienst Versicherungen einen vollständigen Antrag auf außergerichtliche Beilegung einer Beschwerde erhalten hat, werden die in Artikel 88 erwähnten Verjährungsfristen ausgesetzt.

Die Aussetzung läuft bis zu dem Tag, an dem der Ombudsdienst Versicherungen den Parteien mitteilt:

1. dass die Bearbeitung des Antrags abgelehnt wird oder

2. welches das Ergebnis der gütlichen Einigung ist.

Sobald das Versicherungsunternehmen, der Versicherungsvermittler oder der Versicherungsvermittler in Nebentätigkeit davon in Kenntnis gesetzt wurde, dass der Ombudsdienst Versicherungen einen vollständigen Antrag auf außergerichtliche Beilegung einer Beschwerde erhalten hat, wird ein von dem betreffenden Versicherungsunternehmen, Versicherungsvermittler beziehungsweise Versicherungsvermittler in Nebentätigkeit eingeleitetes Beitreibungsverfahren bis zu dem in Absatz 2 erwähnten Tag ausgesetzt.

§ 2/2 - Das Versicherungsunternehmen, der Versicherungsvermittler oder der Versicherungsvermittler in Nebentätigkeit leistet jeder Informationsanfrage Folge, die es beziehungsweise er vom Ombudsdienst Versicherungen im Rahmen der außergerichtlichen Beilegung einer Beschwerde erhält.

Bei Ausbleiben einer Antwort innerhalb einer annehmbaren Frist und nach vorheriger Übermittlung der Liste der Dokumente, zu denen er Zugang wünscht, kann der Ombudsdienst Versicherungen zur Wahrnehmung seines gesetzlichen Auftrags im Rahmen eines bei ihm eingereichten Antrags vor Ort Bücher, Korrespondenz, Berichte und allgemein alle Unterlagen und Schriftstücke des betreffenden Versicherungsunternehmens, Versicherungsvermittlers beziehungsweise Versicherungsvermittlers in Nebentätigkeit, die sich direkt auf den Gegenstand des Antrags beziehen, einsehen. Er kann von Verwaltern, Agenten und Angestellten des betreffenden Versicherungsunternehmens, Versicherungsvermittlers beziehungsweise Versicherungsvermittlers in Nebentätigkeit alle nützlichen Erläuterungen und Informationen verlangen und alle Überprüfungen vornehmen, die für seine Untersuchung nützlich sind.

Der Ombudsdienst Versicherungen kann die Hilfe von Sachverständigen in Anspruch nehmen.

Die in Absatz 2 erwähnte annehmbare Frist beträgt mindestens fünf Werktage."


KAPITEL 9 - Abänderung des Gesetzes vom 21. November 2017 über den Verkauf von Pauschalreisen, verbundenen Reiseleistungen und Reiseleistungen


	Art. 76 - Artikel 60 des Gesetzes vom 21. November 2017 über den Verkauf von Pauschalreisen, verbundenen Reiseleistungen und Reiseleistungen, ersetzt durch das Gesetz vom 5. Juni 2023, wird durch sechs Absätze mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"Die in Absatz 1 erwähnte Versicherungsgesellschaft führt auf ihrer Website ein öffentlich zugängliches aktualisiertes Verzeichnis der in Artikel 2 Nr. 7 erwähnten Unternehmer, mit denen ein Versicherungsvertrag abgeschlossen worden ist.

	Die in Absatz 1 erwähnte Versicherungsgesellschaft tritt als der für die Verarbeitung Verantwortliche auf im Sinne von Artikel 4 Nr. 7 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung), was die Verarbeitung der personenbezogenen Daten im Rahmen der Erfüllung der in Absatz 3 erwähnten Verpflichtung betrifft.

	Kategorien von Personen, deren personenbezogene Daten verarbeitet werden können, sind jegliche in Artikel 2 Nr. 7 erwähnte Unternehmer, mit denen ein Versicherungsvertrag abgeschlossen worden ist.

	Kategorien von personenbezogenen Daten, die von dem in Absatz 4 erwähnten für die Verarbeitung Verantwortlichen verarbeitet werden, sind die Identifizierungsdaten.

	Die Öffentlichkeit hat Zugang zu den personenbezogenen Daten, die im Rahmen der Erfüllung der in Absatz 3 erwähnten Verpflichtung verarbeitet werden.

	Personenbezogene Daten, die gemäß vorliegendem Artikel verarbeitet werden, dürfen nach Beendigung des in Absatz 1 erwähnten Versicherungsvertrags höchstens ein Jahr aufbewahrt werden. Nach Ablauf der vorerwähnten Frist von einem Jahr werden die personenbezogenen Daten endgültig gelöscht."




KAPITEL 10 - Abänderungen des Gesetzes vom 3. Oktober 2022 zur Festlegung verschiedener Bestimmungen in Bezug auf die Arbeit


Art. 77 - In Kapitel 4 Abschnitt 2 des Gesetzes vom 3. Oktober 2022 zur Festlegung verschiedener Bestimmungen in Bezug auf die Arbeit wird ein Artikel 19/1 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"Art. 19/1 - § 1 - Der König erteilt gemäß den von Ihm bestimmten Bedingungen die Zulassung für einen Fonds für Arbeitsunfälle für selbständige Mitarbeiter von auftraggebenden digitalen Plattformen, der von den in § 4 erwähnten Versicherungsunternehmen geschaffen wird und dessen Auftrag es ist, die Opfer eines in Artikel 19 § 1 erwähnten Unfalls oder ihre Anspruchsberechtigten zu entschädigen, wenn:

1. der Plattformbetreiber im Sinne von Artikel 337/3 § 1 Nr. 3 des Programmgesetzes (I) vom 27. Dezember 2006, nachstehend "Plattformbetreiber" genannt, die in Artikel 19 erwähnte Pflichtversicherung nicht abgeschlossen hat und seinen Verpflichtungen nicht nachkommt,

2. die Entschädigungen von einem Versicherungsunternehmen zu zahlen sind, das seinen Verpflichtungen nicht nachkommt.

Der König bestimmt die Modalitäten für die Ausführung dieses Auftrags.

§ 2 ­ Ist der in § 1 erwähnte Fonds nicht binnen zwölf Monaten nach Inkrafttreten des vorliegenden Artikels geschaffen worden oder wird er aufgelöst, kann der König durch einen im Ministerrat beratenen Erlass diesen Fonds schaffen und die Modalitäten für seine Funktionsweise bestimmen.

§ 3 ­ Die Satzung, die Geschäftsordnung und deren Änderungen werden nach Stellungnahme der Autorität Finanzielle Dienste und Märkte vom König gebilligt.

Die Satzung, die Geschäftsordnung und deren Änderungen werden in den Anlagen zum Belgischen Staatsblatt veröffentlicht.

§ 4 ­ Versicherungsunternehmen, die die in Artikel 19 erwähnte Versicherung anbieten, sind gesamtschuldnerisch verpflichtet, an den Fonds die zur Erfüllung dessen Auftrags und zur Bestreitung der Betriebskosten erforderlichen Zahlungen zu tätigen.

Wenn der Fonds vom König geschaffen wird, werden die Regeln für die Berechnung der von den Versicherungsunternehmen zu tätigenden Zahlungen jedes Jahr durch Königlichen Erlass festgelegt.

§ 5 ­ Die Zulassung wird entzogen, wenn der Fonds nicht gemäß den Gesetzen, den Verordnungen oder seiner Satzung handelt.

In diesem Fall kann der König alle geeigneten Maßnahmen ergreifen, um die Rechte der Versicherungsnehmer, der Versicherten und der Opfer der in Artikel 19 § 1 erwähnten Unfälle oder ihrer Anspruchsberechtigten zu wahren.

Der Fonds bleibt während der Dauer der Liquidation seiner Verrichtungen kontrollpflichtig.

Der König ernennt für die Liquidation einen besonderen Liquidator.

§ 6 ­ Soweit der Fonds die Opfer eines in Artikel 19 § 1 erwähnten Arbeitsunfalls oder ihre Anspruchsberechtigten entschädigt hat, tritt er in die Rechte der entschädigten Person gegen den Haftpflichtigen, ihren etwaigen Versicherer, den Plattformbetreiber, der die in Artikel 19 erwähnte Versicherung nicht abgeschlossen hat, oder das entschädigungspflichtige Versicherungsunternehmen, das seinen Verpflichtungen nicht nachkommt, ein.

Die Surrogation darf Ansprüche, die Dritte persönlich geltend machen könnten und die mit Ansprüchen des Fonds konkurrieren, nicht beeinträchtigen. Diese Dritten unter Ausschluss von Personen, die in ihre Ansprüche eingetreten sind, üben ihre Rechte mit Vorrang vor dem Fonds aus.

In Fällen, in denen das entschädigungspflichtige Versicherungsunternehmen Gegenstand einer Konkurseröffnung ist oder seinen Verpflichtungen nicht nachkommt, kann der Fonds jedoch nur Regress gegen den Plattformbetreiber oder den Haftpflichtigen nehmen, wenn die Bedingungen, unter denen ein solcher Regress aufgrund des Gesetzes oder des Vertrags dem Versicherer selbst offensteht, erfüllt sind.

§ 7 ­ Der Fonds verfügt über alle erforderlichen Befugnisse und Zuständigkeiten, um mit anderen öffentlichen Einrichtungen und mit anderen interessierten Parteien, unter anderem mit Versicherungsunternehmen, die Gegenstand eines Konkurs- oder Liquidationsverfahrens sind, mit deren Verwaltern und Liquidatoren, zusammenarbeiten zu können. Diese Zusammenarbeit umfasst die Anforderung, Entgegennahme und Übermittlung von Informationen, gegebenenfalls auch über die Einzelheiten konkreter Ansprüche."


Art. 78 - In denselben Abschnitt desselben Gesetzes wird ein Artikel 19/2 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"Art. 19/2 - Im Rahmen der in Artikel 19 § 4 vorgesehenen Ermächtigung kann der König die Verarbeitung personenbezogener Daten vorsehen, sofern die folgenden Bedingungen erfüllt sind:

1. Die betroffenen Personen sind die über auftraggebende digitale Plattformen beschäftigten selbständigen Mitarbeiter, die Opfer eines in Artikel 19 § 1 erwähnten Arbeitsunfalls sind, oder ihre Anspruchsberechtigten.

2. Die verarbeiteten personenbezogenen Daten sind die Identifizierungsdaten der betroffenen Personen und die Daten, die für ihre Entschädigung erforderlich sind.

3. Der Zweck der Datenverarbeitung ist die Entschädigung der Personen, die durch den in Artikel 19 § 1 erwähnten Versicherungsvertrag gedeckt sind, und ihrer Anspruchsberechtigten.

4. Die Kategorie von Personen, die Zugang zu den Daten haben, sind das Opfer oder seine Anspruchsberechtigten sowie jede Person, die von dem Antrag auf Entschädigung betroffen ist.

	5. Die maximale Aufbewahrungsfrist für die verarbeiteten Daten ist die Dauer, die für die vollständige Bearbeitung der Entschädigungsakte des Opfers erforderlich ist, und gegebenenfalls bis zur notwendigen Frist für eine etwaige von dem in Artikel 19/1 § 1 Absatz 1 erwähnten Fonds ausgeübte Surrogationsklage gegen den Versicherer der auftraggebenden digitalen Plattform im Sinne von Artikel 337/3 § 1 Nr. 1 des Programmgesetzes (I) vom 27. Dezember 2006 oder gegen den Plattformbetreiber, wenn er die Pflichtversicherung nicht abgeschlossen hat."




KAPITEL 11 - Abänderungen des Gesetzes vom 27. März 2023 über den Schutz des Berufs und des Titels des Landmesser-Gutachters und zur Schaffung einer Kammer der Landmesser-Gutachter


	Art. 79 - 88 - [Abänderungen des Gesetzes vom 27. März 2023 über den Schutz des Berufs und des Titels des Landmesser-Gutachters und zur Schaffung einer Kammer der Landmesser-Gutachter]




KAPITEL 12 - Aufhebungsbestimmungen


	Art. 89 - Artikel X.34 des Wirtschaftsgesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 2. April 2014, wird aufgehoben.


	Art. 90 - Das Gesetz vom 17. März 2019 zur Einführung des elektronischen Protokolls für die Inspektionsdienste des Föderalen Öffentlichen Dienstes Wirtschaft, KMB, Mittelstand und Energie und zur Abänderung des Sozialstrafgesetzbuchs, abgeändert durch das Gesetz vom 25. September 2022, wird aufgehoben.


	Art. 91 - In Artikel 21 des Gesetzes vom 5. November 2023 zur Festlegung verschiedener Bestimmungen im Bereich Wirtschaft wird Buchstabe b) aufgehoben.


	Art. 92 - Artikel 30 des Gesetzes vom 5. November 2023 zur Abänderung mehrerer Bücher des Wirtschaftsgesetzbuches und des Gesetzes vom 2. August 2002 über die Aufsicht über den Finanzsektor und die Finanzdienstleistungen zur Teilumsetzung der Richtlinie (EU) 2019/882 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2019 über die Barrierefreiheitsanforderungen für Produkte und Dienstleistungen in Bezug auf bestimmte Dienstleistungen wird aufgehoben.




KAPITEL 13 - Schlussbestimmungen


	Art. 93 - Die Artikel 7 und 39 treten an dem vom König festgelegten Datum und spätestens am 31. Dezember 2025 in Kraft.


	Art. 94 - Die Artikel 12, 13, 15 und 16 treten an dem vom König festgelegten Datum und spätestens am 30. September 2025 in Kraft.


	Art. 95 - § 1 - Artikel 18 tritt am 1. Juni 2024 in Kraft.

	§ 2 - Spätestens am 30. September 2024 legen Kreditgeber gemäß den Artikeln VII.160 § 5 Absatz 3 und VII.174 § 3 Absatz 3 des Wirtschaftsgesetzbuches gemäß Artikel 18 angepasste Kreditvertragsmuster dem FÖD Wirtschaft zur Billigung vor.


	Art. 96 - Artikel 37 tritt am 1. Januar 2025 in Kraft.


	Art. 97 - § 1 - Artikel 53 Nr. 1 Buchstabe b) und Nr. 2 tritt gemäß den Modalitäten in Kraft, die in Artikel 96 der Verordnung (EU) 2023/1542 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Juli 2023 über Batterien und Altbatterien, zur Änderung der Richtlinie 2008/98/EG und der Verordnung (EU) 2019/1020 und zur Aufhebung der Richtlinie 2006/66/EG vorgesehen sind.

	§ 2 - Artikel 53 Nr. 1 Buchstabe c) tritt gemäß den Modalitäten in Kraft, die in Artikel 38 der Verordnung (EU) 2023/1115 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. Mai 2023 über die Bereitstellung bestimmter Rohstoffe und Erzeugnisse, die mit Entwaldung und Waldschädigung in Verbindung stehen, auf dem Unionsmarkt und ihre Ausfuhr aus der Union sowie zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 995/2010 vorgesehen sind.


	Art. 98 - Artikel 62 tritt am ersten Tag des sechsten Monats nach dem Monat der Veröffentlichung des vorliegenden Gesetzes im Belgischen Staatsblatt in Kraft.


	Art. 99 - Artikel 68 tritt am 1. Oktober 2024 in Kraft.


	Art. 100 - Die Artikel 69 und 70 treten am 1. Juli 2025 in Kraft.


	Art. 101 - Die Artikel 79 und 81 bis 88 treten an dem vom König bestimmten Datum in Kraft.


	Art. 102 - § 1 - Artikel 45 gilt für gütliche Schuldenvermittlungen, die ein Schuldner ab Inkrafttreten des vorliegenden Gesetzes bei einem gütlichem Schuldenvermittler beantragt.

	§ 2 - In Artikel XIX.20 § 1 Absatz 1 Nr. 1 des Wirtschaftsgesetzbuches erwähnte Personen müssen binnen zwei Jahren ab Inkrafttreten des vorliegenden Gesetzes die in Artikel XIX.20 § 2 desselben Gesetzbuches erwähnte spezifische Ausbildung absolviert haben.


	 Wir fertigen das vorliegende Gesetz aus und ordnen an, dass es mit dem Staatssiegel versehen und durch das Belgische Staatsblatt veröffentlicht wird.


	Gegeben zu Brüssel, den 3. Mai 2024

PHILIPPE

Von Königs wegen:

Der Minister der Wirtschaft
P.-Y. DERMAGNE

Der Minister des Mittelstands
D. CLARINVAL

Der Minister der Finanzen
V. VAN PETEGHEM

Der Minister der Sozialen Angelegenheiten und der Volksgesundheit
F. VANDENBROUCKE

Die Ministerin des Fernmeldewesens und der Post
P. DE SUTTER

Der Minister der Justiz und der Nordsee
P. VAN TIGCHELT

Die Ministerin der Umwelt
Z. KHATTABI

Die Staatssekretärin für Verbraucherschutz
A. BERTRAND

Mit dem Staatssiegel versehen:

Der Minister der Justiz
P. VAN TIGCHELT
